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Einleitung 


1. Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregie- 
rung mit Beschluß vom 28. Juni 1967 auf gefor- 
dert, bis zum 1. November 1967 zu berichten, 
welche Folgerungen sie hinsichtlich des Bildungs- 
urlaubs aus vier näher bezeichneten Empfehlun- 
gen und Entschließungen zu ziehen beabsichtigt. 
Es handelt sich dabei um folgende Dokumente: 

a) Empfehlung Nr. 10 der Europäischen Erwachse- 
nenbildungskonferenz der UNESCO (Ham- 
burg 1962), in der u. a. folgendes ausgeführt 
wird: 

„Um den Arbeitnehmern die Teilnahme an 
der Bildungsarbeit zu ermöglichen, sind 
alle in Betracht kommenden Organisationen 
(vor allem Regierungen, Vereinigungen der 
Arbeitgeber, Gewerkschaften) darauf hin- 
zuweisen, daß es notwendig ist, Gelegen- 
heiten und Möglichkeiten für den Bildungs- 
urlaub — einschließlich der erforderlichen 
finanziellen Hilfe — zu schaffen und zu 
unterstützen. " 

b) Dokument 13, C/Resultions, 1.261 (d) der 
13. Generalkonferenz der UNESCO (Paris 
1964). Nach diesem Dokument ist 

„den Arbeitnehmern Urlaub — nach Mög- 
lichkeit bezahlter Urlaub — zu gewähren, 
der für ihre Ausbildung im Rahmen der 
ständigen Bildungsarbeit erforderlich ist." 

c) Entschließung auf der 49, Tagung der Inter- 
nationalen Arbeitskonferenz (Genf 1965) 
über bezahlten Bildungsurlaub, Danach for- 
dert die Konferenz 

„1. die Regierungen aller Mitgliedstaaten 
der Internationalen Arbeitsorganisation so- 
wie die Arbeitgeberverbände und Gewerk- 
schaften auf, wirkungsvolle Maßnahmen 
auf gesetzlichem, tarifvertraglichem oder 
jedem anderen, den innerstaatlichen Ge- 
pflogenheiten entsprechenden Wege zu tref- 
fen, um den Arbeitnehmern verschiedene 
Arten von bezahltem Bildungsurlaub un- 
beschadet ihres Erholungsurlaubs zu garan- 
tieren, damit ihnen die Möglichkeit und 
der Anreiz zu einer Weiterbildung und 
weiteren Ausbildung gegeben wird, die sie 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben am Arbeits- 
platz und ihrer Verantwortung als Mitglie- 
der des Gemeinwesens benötigen. 

2. Der Generaldirektor soll durch den Ver- 
waltungsrat aufgefordert werden, Informa- 
tionen über bezahlten Bildungsurlaub in 
den Mitgliedstaaten zusammenzustellen. 

3. Der Generaldirektor soll durch den Ver- 
waltungsrat aufgefordert werden, Unter- 


suchungen im Hinblick auf die Annahme 
einer internationalen Urkunde durch die 
Internationale Arbeitskonferenz anzustel- 
den." 

d) Empfehlung des Wissenschaftsrates zur Neu- 
ordnung des Studiums an den wissenschaft- 
lichen Hochschulen vom 14. Mai 1966, Emp- 
fehlung zum „Kontaktstudium". Nach dieser 
Empfehlung setzt eine Erneuerung der wis- 
senschaftlichen Ausbildung voraus, 

„daß die in ihrem Beruf Tätigen in die 
Hochschule zurückkehren können und in 
ihr wissenschaftliches Leben einbezogen 
werden". 

2. Die Beratungen des federführenden Ausschusses 
für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik 
und des mitberatenden Ausschusses für Arbeit 
haben gezeigt, daß der Deutsche Bundestag nicht 
nur unterrichtet werden will, welche Haltung 
die Bundesregierung zur Frage der Einführung 
eines Bildungsurlaubs einnimmt, sondern daß 
es ihm auch darum geht, einen Bericht über die 
mit dem Bildungsurlaub zusammenhängenden 
Probleme zu erhalten. 

Der Bericht enthält deshalb im ersten Hauptteil 
Ausführungen darüber, welche gesetzlichen, 
tarifvertraglichen und sonstigen Regelungen 
über Bildungsurlaub es bereits in der Bundes- 
republik Deutschland und im Ausland gibt. Im 
zweiten Hauptteil wird über den Stand der Dis- 
kussion in der Bundesrepublik Deutschland 
berichtet, und im dritten Hauptteil nimmt die 
Bundesregierung Stellung zu der Frage, welche 
Folgerungen sie hinsichtlich des Bildungsurlaubs 
zu ziehen beabsichtigt. 

Im Bericht wird auf allgemeine Fragen unseres 
Bildungswesens nicht eingegangen; insoweit 
wird auf die von der Bundesregierung vorgeleg- 
ten Berichte über den „Stand der Maßnahmen 
auf dem Gebiet der individuellen Förderung von 
Ausbildung und Fortbildung" (BT-Drucksache 
V/1580; im folgenden „Ausbildungsförderungs- 
bericht") sowie über den „Stand der Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Bildungsplanung" (BT- 
Drucksache V/2166; im folgenden „Bildungspla- 
nungsbericht") Bezug genommen. 

Es war nicht möglich, in der für die Bericht- 
erstattung zur Verfügung stehenden Zeit Spe- 
zialuntersuchungen oder besondere Erhebungen 
zum Thema Bildungsurlaub durchzuführen bzw. 
rechtzeitig zu Ende zu führen. Eine Anfrage bei 
den Arbeitsministem bzw. Senatoren für Arbeit 
der Länder, die insbesondere Aufschluß über 
die Kapazität der Bildungseinrichtungen bringen 
sollte, brachte ebenfalls noch keine abschließen- 
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den Ergebnisse. Die Bundesregierung wird aber 
bemüht sein, noch rechtzeitig zu den Beratungen 
dieses Berichts in den Ausschüssen des Deut- 
schen Bundestages einen ersten Überblick über 
die von den Ländern getroffenen Feststellungen 
vorzulegen. Diesem Bericht konnte im wesent- 
lichen nur bereits vorhandenes Material zu- 
grunde gelegt werden, das eine lückenlose Dar- 
stellung aller mit dem Bildungsurlaub zusam- 
menhängenden Fragen nicht immer zuläßt. 

3. Das Wort „Bildungsurlaub" ist mißverständlich, 
da mit dem Wortbestandteil „Urlaub" üblicher- 
weise die Vorstellung „Erholung" (Erholungs- 
urlaub) verbunden wird. Da es aber allgemein 
gebraucht wird und ein anderes geeignetes Wort 
noch fehlt, soll es auch im folgenden verwandt 
werden. 

Unter Bildungsurlaub wird im vorliegenden Be- 
richt — bezahlte oder unbezahlte — Freistellung 
von der Arbeit für die Teilnahme an Bildungs- 
veranstaltungen verstanden. Die Freistellung 
des Arbeitnehmers für andere Zwecke, z. B. für 
die Ausübung des Schöffenamtes, für Sitzungen 
der Organe einer Partei, einer Organisation usw. 
wird dagegen nicht als Bildungsurlaub ange- 
sehen. Das gleiche gilt für innerbetriebliche 
Maßnahmen, die der notwendigen Anpassung 
der Betriebsangehörigen an betriebliche techno- 
logische Veränderungen und Umstrukturierun- 
gen dienen. 


In der Diskussion um die Frage, welchen Bil- 
dungszweck der Bildungsurlaub dienen soll, 
handelt es sich im wesentlichen um zwei Bil- 
dungsbereiche; die berufliche Bildung, insbeson- 
dere die berufliche Fortbildung, sowie die staats- 
bürgerlich-politische Bildung. Die Bundesregie- 
rung beschränkt ihre Stellungnahme zur Frage 
der Einführung eines Bildungsurlaubs auf diese 
beiden Bildungsbereiche. Sie ist der Auffassung, 
daß beiden Bereichen eine hervorragende Bedeu- 
tung zukommt. 

Immer mehr setzt sich die Erkenntnis durch, daß 
der Wohlstand eines Volkes und das Wachstum 
seiner Wirtschaft im wesentlichen vom Stand 
der Bildung, insbesondere auch der beruflichen 
Bildung seiner Menschen, abhängen. Im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten hat daher die Bundesregie- 
rung alle Bemühungen um eine verstärkte Förde- 
rung der beruflichen Bildung unterstützt; sie 
wird auch in Zukunft nach Kräften dem weiteren 
Ausbau des beruflichen Bildungswesens ein- 
schließlich der notwendigen Förderungsmaßnah- 
men besondere Beachtung schenken. Bei allen 
Bemühungen um die Bildung der Arbeitnehmer 
spielt aber auch die staatsbürgerlich-politische 
Bildung eine bedeutende Rolle. Ohne eine mög- 
lichst große Zahl politisch gebildeter und inter- 
essierter Menschen kann ein demokratisches 
Gemeinwesen auf die Dauer nicht gedeihen. Die 
Bundesregierung wird daher auch in Zukunft um 
eine verstärkte politische Bildung und ihre 
Förderung besorgt sein. 
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1. HAUPTTEIL 

Gesetzlidie, tarifvertraglidie und sonstige Regelungen 
über den Bildungsurlaub 

in der Bundesrepublik Deutschland und im Ausland 


A. Regelungen in der Bundesrepublik Deutschland 
1. Gesetzliche Regelungen 

Eine generelle gesetzliche Regelung über die Ge- 
währung von Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer 
gibt es in der Bundesrepublik Deutschland nicht. 
Nach dem Bundesurlaubsgesetz vom 8. Januar 1963 
steht jedem Arbeitnehmer in jedem Kalenderjahr 
ein Anspruch lediglich auf — bezahlten — Erho- 
lungsurlaub zu. 

Es gibt abe^ einige gesetzliche Vorschriften über 
den Bildungsurlaub für bestimmte Personengrup- 
pen: 

1.1 

Nach einigen Landesgesetzen haben in der 
Jugendpflege und Jugendwohlfahrt ehrenamtlich 
tätige Personen Anspruch auf Gewährung eines 
unbezahlten Sonderurlaubs von höchstens zwölf 
Arbeitstagen im Kalenderjahr u. a. für den Besuch 
von Aus- und Fortbildungslehrgängen sowie Schu- 
lungsveranstaltungen der anerkannten Jugendver- 
bände. Zum Teil ist die Mitwirkung des Betriebs- 
rats vorgesehen. 

1.2 

Das Berliner Gesetz zur Regelung der Berufsausbil- 
dung sowie der Arbeitsverhältnisse Jugendlicher 
vom 4, Januar 1951 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 40) sieht in § 15 vor, daß Minderjährigen für be- 
stimmte Bildungsveranstaltungen, die in die 
Arbeitszeit fallen, Freizeit ohne Einkommensminde- 
rungen und ohne Anrechnung auf den tariflichen 
oder gesetzlichen Urlaub bis zu zehn Arbeitstagen 
im Jahr zu gewähren ist. 

1.3 

Nach der Verordnung über Sonderurlaub für Bun- 
desbeamte und Richter im Bundes dienst vom 
18. August 1965 (BGBl. I S. 902) kann Urlaub unter 
Fortzahlung der Bezüge gewährt werden, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, für 

a) die Teilnahme an wissenschaftlichen Tagungen 
sowie an beruflichen Aus- und Fortbildungsver- 
anstaltungen, die von staatlichen oder kommu- 
nalen Stellen durchgeführt werden, 

b) die Ablegung von Prüfungen nach einer Aus- 
oder Fortbildung im Sinne von a) und bei Ver- 
waltungs- und Wirtschaftsakademien, 


c) die Teilnahme an förderungswürdigen staats- 
bürgerlich-politischen Bildungsveranstaltungen, 

d) die Teilnahme an Lehrgängen, die der Ausbil- 
dung zum Jugendgruppenleiter dienen und von 
Jugendwohlfahrtsbehörden oder amtlich aner- 
kannten Trägern der freien Jugendhilfe (§ 9 
Abs. 1 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt vom 
11. August 1961 — BGBl. I S. 1205) durchge- 
führt werden und für die Tätigkeit als^ ehren- 
amtliche Jugendgruppenleiter bei Veranstaltun- 
gen, die im Rahmen des Bundesjugendplanes 
oder eines Landesjugendplanes gefördert wer- 
den. 

In den unter a) bis d) genannten Fällen kann durch 
den Dienstvorgesetzten Urlaub insgesamt bis zu 
sechs Werktagen, durch die oberste Dienstbehörde 
bis zu zwölf Werktagen im Urlaubs jahr gewährt 
werden. 

e) Für eine Ausbildung als Schwesternhelferin soll 
Urlaub unter Fortzahlung der Dienstbezüge für 
die Dauer eines geschlossenen Lehrganges, höch- 
stens jedoch für 28 Kalendertage im Urlaubs- 
jahr, gewährt werden, wenn dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen. 

f) Weiter kann Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes für eine fremdsprachliche Aus- und Fortbil- 
dung im Ausland Urlaub unter Fortzahlung der 
Dienstbezüge bis zur Dauer von drei Monaten 
gewährt werden, wenn die Ausbildung im dienst- 
lichen Interesse liegt und zu erwarten steht, daß 
ausreichende Fortschritte im Erlernen der Fremd- 
sprache gemacht werden. 

Die Regelungen unter a) bis f) werden im allgemei- 
nen entsprechend auf die Arbeiter und Angestellten 
im öffentlichen Dienst angewendet. 

Für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes der 
Länder und Gemeinden bestehen ähnliche Regelun- 
gen über Sonderurlaub für Zwecke der beruflichen 
Fortbildung und der staatsbürgerlich-politischen Bil- 
dung wie für die Bundesbediensteten. 

In den größeren Verwaltungen werden Bedienstete 
außerdem in verwaltungseigenen Einrichtungen be- 
ruflich fortgebildet. Dazu bedarf es keines Urlaubs, 
weil die Fortbildung in diesen Fällen ein Teil des 
Dienstes ist. 

Die Freistellung vom Dienst zum Besuch eines all- 
gemeinberuflichen Unterrichts, der auch staatsbür- 
gerlich-politische Bildung umfaßt, und zur Teilnahme 
an der Fachausbildung für das spätere Berufsleben 
ist 
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für Soldaten auf Zeit im Soldatenversorgungsge- 
setz in der Fassung vom 20. Februar 1967 (BGBl. I 
S. 202) und für Polizeivollzugsbeamte im Bundes- 
grenzschutz auf Widerruf im Bundespolizeibeam- 
tengesetz in der Fassung vom 10, Juli 1967 
(BGBl, I S, 701) 

geregelt. 


2. Tarifvertraglidie Regelungen 

Eine Auswertung der beim Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung registrierten Tarifverträge 
ergibt folgendes Bild: 

Bei der Auswertung wurden rund 900 Tarifverträge 
der privaten Wirtschaft mit Ausnahme der Firmen- 
tarifverträge erfaßt sowie einige typische Tarifver- 
träge für den öffentlichen Dienst. 90 dieser Tarif- 
verträge enthalten eine Regelung über eine Frei- 
stellung von Arbeitnehmern von der Arbeit außer- 
halb der normalen Urlaubstage. In einem Tarifver- 
trag wird eine solche Freistellung allerdings nur 
empfohlen. 59 Tarifverträge entfallen auf Arbeiter, 
20 auf Angestellte und 11 auf beide Arbeitnehmer- 
gruppen. 

Von den 90 Tarifverträgen, die eine Regelung über 
eine Freistellung der Arbeitnehmer enthalten, sehen 
11 eine Arbeitsbefreiung ausschließlich zur Teil- 
nahme an Sitzungen und Tagungen der gewerk- 
schaftlichen Organe, Tarifkommissionen u, dgl. vor; 
diese 11 Tarifverträge bleiben also im folgenden 
Bericht außer Betracht, da es sich hierbei nicht um 
Bildungsurlaub im Sinne dieses Berichts handelt. 
Die 79 noch verbleibenden Tarifverträge stellen 
einen Anteil von rund 8,5 Vo aller vorliegenden 
Verträge dar; in den von ihnen erfaßten Wirt- 
schaftsbereichen sind rund 832 000 Arbeitnehmer 
beschäftigt (vgl. im einzelnen dazu Anlage 1). In 
57 Tarifverträgen gilt die Regelung über den Bil- 
dungsurlaub für alle durch den Tarifvertrag erfaß- 
ten Arbeitnehmer, bei 5 ist die Zahl beschränkt 
(Betriebsratsmitglieder oder die gleiche Anzahl von 
Arbeitnehmern), bei je einem Vertrag gilt die Rege- 
lung nur für die Stammarbeiter bzw. für Arbeit- 
nehmer, die dem Betrieb länger als ein Jahr ange- 
hören. Bei den übrigen Tarifverträgen (15) ist der 
begünstigte Personenkreis auf Gewerkschaftsmit- 
glieder mit besonderen Funktionen, Betriebsräte 
und Unfallvertrauensleute beschränkt. 

Die Art der Bildungsveranstaltungen wird in den 
Tarifverträgen sehr unterschiedlich bezeichnet, so 
z. B. Veranstaltungen, Schulungen, Kurse, Lehr- 
gänge u. dgl. Ob die Bildungsveranstaltungen der 
Aus- und Fortbildung dienen sollen, wird in den 
meisten Fällen nicht ausdrücklich festgelegt. Soweit 
dies geschieht, überwiegen die Fälle, in denen es 
sich um Bildungsurlaub zum Zwecke einer Betriebs- 
räteschulung (19, allerdings nicht immer ausschließ- 
lich), um gewerkschaftliche Zwecke (12, nicht nur 
ausschließlich), oder fachlich-berufliche Zwecke 
(15, nicht ausschließlich) handelt. Vereinzelt sind 
auch staatsbürgerliche, arbeitsrechtliche und wissen- 
schaftliche Zwecke angegeben. 


In 29 Tarifverträgen ist keine Bestimmung über den 
Schulungsträger getroffen worden, durch den die 
Bildungsveranstaltung durchgeführt werden muß. 
Bei den verbleibenden 50 Tarifverträgen muß es 
sich in 34 Fällen um Bildungsveranstaltungen der 
Gewerkschaften handeln, in 3 Fällen um solche der 
Tarifvertragsparteien. Bei 13 Tarifverträgen können 
Bildungsveranstaltungen von Behörden, Fachver- 
bänden oder Fachschulen teilweise alternativ neben 
solchen der Gewerkschaften besucht werden. 

Die Dauer des Bildungsurlaubs beträgt in einem 
Fall vier Wochen (Zuckerindustrie), drei Wochen in 
30 Fällen, zwei Wochen in 14 Fällen, eine Woche in 
einem Fall und unter eine Woche in drei Fällen. In 
den übrigen Tarifverträgen ist auf die „erforderliche 
Zeit" abgestellt oder keine Bestimmung über die 
Dauer enthalten. 

In den meisten Tarifverträgen handelt es sich um 
eine unbezahlte Freistellung (56 Verträge), 18 ent- 
halten eine Entgeltfortzahlung, 5 sehen keine Rege- 
lung hierüber vor. Eine Fortzahlung der Sozialver- 
sicherunqsbeiträge und eine Fahrkostenerstattung 
sind in Einzelfällen vorgesehen. 

Von wem die Initiative zum Bildungsurlaub aus- 
gehen soll, vom Arbeitnehmer, der Gewerkschaft 
oder dem Arbeitgeber, ist nur in wenigen Verträ- 
gen vereinbart worden. Demgegenüber sehen die 
meisten Verträge jedoch vor, daß bei der Gewäh- 
rung des Bildungsurlaubs die betrieblichen Belange 
berücksichtigt werden müssen. Eine Beteiligung der 
Betriebsvertretung ist in 3 Fällen festgelegt. 

3. Freistellung der Arbeitnehmer für Bildungsver- 
anstaltungen über die gesetzlichen und tarifver- 
traglidien Regelungen hinaus 

Ein Überblick darüber, ob und in welchem Umfang 
der Bildungsurlaub Gegenstand von Regelungen 
in Betriebsvereinbarungen ist, besteht nicht. 

Für die Freistellung von Arbeitnehmern zur Teil- 
nahme an beruflichen und staatsbürgerlich-poli- 
tischen Bildungsveranstaltungen unterschiedlicher 
Dauer gibt es jedoch eine Fülle von betrieblichen 
Regelungen, die zum Teil für bestimmte Gruppen 
von Betriebsangehörigen gelten, zum Teil aber auch 
auf den Einzelfall abgestellt sind. Im Falle der über- 
betrieblichen Grund- oder Ergänzungsausbildung für 
Lehrlinge wird die Lehrlingsvergütung fortgezahlt; 
bei erwachsenen Arbeitnehmern reicht die Förde- 
rung von der vollen oder teilweisen Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts über Stipendienfonds bis zum 
unbezahlten Urlaub. Exakte Angaben über die Zahl 
der freigestellten Arbeitnehmer und die Dauer der 
Freistellungen können nicht gemacht werden. Die 
vorliegenden Zahlen aus dem Bereich der beruf- 
lichen Fortbildung lassen jedoch den Schluß zu, 
daß jährlich mindestens 1 Million Arbeitnehmer von 
den Betrieben der Wirtschaft für Fortbildungs- 
zwecke freigestellt werden; vgl, hierzu und zu 
näheren Einzelheiten den Bildungsplanungsbericht 
(S. 62 ff. und Anhang B 10 bis 19) und den Aus- 
bildungsförderungsbericht (S. 71 ff.) der Brmdes- 
regierung. 
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4. Institutioneile und individuelle Förderung 

Die Teilnahme an Bildungsveranstaltungen beruf- 
licher und staatsbürgerlich-politischer Art wird so- 
wohl vom Bund als auch von den Ländern in viel- 
fältiger Form gefördert, sei es durch Hilfen zum 
Aufbau oder Ausbau sowie zur Ausstattung ent- 
sprechender Bildungseinrichtungen (institutioneile 
Förderung), sei es durch Gewährung von Beihilfen 
an die Teilnehmer selbst (individuelle Förderung). 
Wegen der näheren Einzelheiten über diese ver- 
schiedenen Förderungsprogramme wird auf folgende 
Berichte der Bundesregierung verwiesen: Ausbil- 
dungsförderungsbericht, Bildungsplanungsbericht, 
Bericht über die Lage der Jugend und die Bestre- 
bungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe gemäß 
§ 25 Abs. 2 des Jugendwohlfahrtsgesetzes — 
Jugendbericht. Ferner wird auf den Bericht des 
Interministeriellen Ausschusses für Mittelstands- 
fragen vom 10. November 1965 über die Berufs- 
ausbildung, berufliche Fortbildung, Aus- und Fort- 
bildungsförderung als Instrument zur Förderung der 
mittelständischen Wirtschaft gemäß Ersuchen des 
Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1963 Bezug 
genommen. 

5. Freistellung für den Berufsschulbesudi 

Obwohl es sich nicht um Regelungen über den Bil- 
dungsurlaub im eigentlichen Sinne handelt, soll 
y hier wegen des Sachzusammenhangs auf die ver- 
schiedenen gesetzlichen Bestimmungen hingewiesen 
werden, nach denen der Arbeitgeber dem Jugend- 
lichen für den Besuch der Berufsschule die erforder- 
liche Freistellung von der Arbeit zu gewähren hat. 
Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch der Berufs- 
schule nicht entstehen (vgl. § 13 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes vom 9. August 1960 — BGBl. I S. 665 
— in der Fassung vom 15. Januar 1965 — BGBl, I 
S. 11 — und die einschlägigen landesgesetzlichen 
Bestimmungen). 

Auf Grund der geltenden Landesgesetze besteht für 
alle Jugendlichen in der Regel eine Pflicht zum Be- 
such der Berufsschule (berufsbegleitend) bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres^). 


B. Ergebnis der Durchführung 
der verschiedenen Regelungen 

Ein Überblick darüber, in welchem Umfang nach den 
bestehenden Regelungen über den Bildungsurlaub 
bzw. im Zusammenhang mit den verschiedenen 
Förderungsprogrammen Freistellung von der Arbeit 
für den Besuch von Bildungsveranstaltungen ge- 
währt wurde, besteht nicht. Zu einigen Bereichen 
läßt sich aber folgendes sagen: 

1 . Berliner Berufsausbildungsgesetz 

Von der Möglichkeit, im Rahmen des Berliner 
Berufsausbildungsgesetzes Bildungsurlaub zu erhal- 
ten, ist in folgendem Umfang Gebrauch gemacht 
worden: 


Die Verwaltung hat während der Laufzeit des 
Gesetzes etwa 320 Veranstaltungen politischer und 
gesellschaftspolitischer Art als förderungswürdig im 
Sinne des Gesetzes anerkannt. An den Bildungsver- 
anstaltungen haben etwa 13 000 Jugendliche teil- 
genommen 3). 

2. öffentlicher Dienst 

Mit den Regelungen für die Gewährung eines Bil- 
dungsurlaubs im öffentlichen Dienst sind im all- 
gemeinen zufriedenstellende Erfahrungen gemacht 
worden. In einigen Verwaltungen standen jedoch 
bisher Personalmangel und Arbeitsbelastung einer 
großzügigen Nutzung der gegebenen Möglichkeiten 
entgegen. 

Statistisches Material darüber, in welchem Umfang 
von der Möglichkeit, Bildungsurlaub zu nehmen, 
Gebrauch gemacht worden ist, ist bei Bund und 
Ländern — abgesehen von kleinen nichttypischen 
Verwaltungen — nicht vorhanden. Für den beson- 
deren Bereich der politischen Bildung kann lediglich 
angegeben werden, daß im Jahre 1966 von den Teil- 
nehmern an Tagungen, die von der Bundeszentrale 
für politische Bildung gefördert wurden, rund 
28,5 Vo Angehörige des öffentlichen Dienstes des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden waren. Die- 
ser hohe Anteil des öffentlichen Dienstes findet 
seine Bestätigung z. B. in den Teilnehmerzahlen für 
die Veranstaltungen des Ostkollegs der Bundes- 
zentrale. In den vergangenen zehn Jahren betrug 
der durchschnittliche Anteil der Verwaltungsbeam- 
ten und Offiziere rund 31 Vo, derjenigen der Lehr- 
kräfte aller Schularten rund 24 ^/o. Umfassendes 
Zahlenmaterial für alle Bereiche der politischen Bil- 
dung und der beruflichen Fortbildung könnte — vor 
allem bei den größeren Verwaltungen — nur bei 
einem unangemessenen Verwaltungsaufwand ge- 
wonnen werden. 

Nähere Einzelheiten über die Maßnahmen auf dem 
Gebiet der beruflichen (dienstlichen) und der beruf- 
lichen (individuellen) Fortbildung im öffentlichen 
Dienst des Bundes sowie über die Berufsförderung 
können dem Bildungsplanungsbericht der Bundes- 
regierung (S. 68 ff.) entnommen werden. 

3. Tarifvertragliche Regelungen 

Die tariflidien Regelungen über Bildungsurlaub 
erfassen, wie bereits ausgeführt wurde, nur einen 
relativ kleinen Personenkreis. Es gibt keine ver- 
läßlichen Angaben darüber, in welchem Umfang von 
dem tariflichen Bildungsurlaub Gebrauch gemacht 
worden ist. 

4. Institutionelle und individuelle Förderung 

Bei der Durchführung der Förderungsprogramme 
hat die Freistellung der Arbeitnehmer von der 
Arbeit zum Zwecke der Teilnahme an Bildungsver- 
anstaltungen — nach vorliegenden Erfahrungs- 
berichten — weder im beruflichen noch im staats- 
bürgerlich-politischen Bildungsbereich bislang zu 
nennenswerten Schwierigkeiten geführt. 
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Für länger dauernde berufliche Fortbildungslehr- 
gänge wurde entweder seitens des Arbeitgebers 
Freistellung von der Arbeit gewährt, oder der 
Arbeitnehmer schied aus dem Arbeitsverhältnis aus, 
um nach Beendigung der Fortbildungsmaßnahme 
ein neues Arbeitsverhältnis einzugehen. Darüber 
hinaus wurde dazu Freizeit oder auch Erholungs- 
urlaub benutzt. 

Bei der von der Bundeszentrale für politische Bil- 
dung geförderten staatsbürgerlich-politischen Bil- 
dung lag der Schwerpunkt in kurzfristigen, meist 
ein- und zweitägigen Veranstaltungen. Der über- 
wiegende Teil der Besucher hatte dazu Freizeit oder 
Erholungsurlaub verwendet. In Erfahrungsberich- 
ten werden hierfür u. a. finanzielle Gründe ange- 
geben. 

5. Freistellung für den Berufsschulbesuch 

Im Jahre 1965 besuchten insgesamt 1 761 798 Schü- 
ler (ohne Arbeitslose und Jugendliche ohne Beruf) 
die Berufsschulen. Geht man davon aus, daß jeder 
dieser Schüler pro Woche einen Tag für den Besuch 
der Berufsschule freigestellt wurde und pro Jahr 
rund 40 Berufsschulwochen anfallen, so ergibt sich 
— bei 40 Freistellungen pro Jahr - — im Jahre 1965 
für diesen Bereich eine Freistellung der Schüler für 
über 70 Millionen Tage. 


C. Regelungen im Ausland 

Nach den bisher vorliegenden Unterlagen und 
Informationen ist ein Anspruch auf Bildungsurlaub 
nur in wenigen Staaten fixiert, zum Teil auch nur 
für bestimmte Personen bzw. Berufsgruppen oder 
Bildungsbereiche. 

1. Mitgliedstaaten der EWG 

1 . 1 Frankreich 

Durch das Gesetz zur Arbeitserziehung und gewerk- 
schaftlichen Bildung vom 23. Juli 1957 wurde für 
Arbeitnehmer und Lehrlinge die Möglichkeit ge- 
schaffen, an Kursen oder Tagungen teilzunehmen, 
die ausschließlich der Bildung der Arbeitnehmer 
oder ihrer gewerkschaftlichen Ausbildung gewidmet 
sind. Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf einen un- 
bezahlten Urlaub von 12 Arbeitstagen pro Jahr, um 
an solchen Kursen oder Tagungen teilnehmen zu 
können. Diese Veranstaltungen müssen von Insti- 
tutionen durchgeführt werden, die entweder einer 
repräsentativen Gewerkschaft angeschlossen oder 
auf diesem Gebiet spezialisiert sind. Der Urlaub 
kann in seiner Gesamtheit oder auf zweimal ver- 
teilt genommen werden. 

Die Liste der Zentren und Institute, deren Kurse 
oder Tagungen Anspruch auf unbezahlten Bildungs- 
urlaub eröffnen, wird zum Beginn eines jeden Schul- 
jahres durch Erlaß festgelegt. Zur Zeit sind 13 Zen- 
tren bzw. Institute als förderungswürdig zugelassen. 

Der unbezahlte Bildungsurlaub darf nicht auf den 
Jahresurlaub angerechnet werden. Für die Berech- 


nung des Erholungsurlaubs, des Anspruchs auf Lei- 
stungen aus der Sozialversicherung und den Fami- 
lienausgleichskassen sowie hinsichtlich der Rechte, 
die sich aus der Dauer der Betriebszugehörigkeit 
ergeben, wird der unbezahlte Bildungsurlaub einer 
effektiv geleisteten Arbeitszeit gleichgestellt. 

Der Bildungsurlaub ist mindestens 30 Tage vorher 
beim Arbeitgeber zu beantragen unter Angabe des 
Datums und der Dauer der Abwesenheit sowie des 
Namens der für den Kursus oder die Tagung ver- 
antwortlichen Organisation. 

Auf den beantragten Bildungsurlaub besteht ein 
Rechtsanspruch, es sei denn, der Arbeitgeber mache 
geltend, daß die Abwesenheit sich nachteilig auf 
die Produktion und den Gang des Unternehmens 
auswirken könne und der Betriebsrat oder, falls es 
einen solchen nicht gibt, der Personalvertreter dieser 
Auffassung zustimmt. Die Ablehnung, die begrün- 
det sein muß, wird dem Antragsteller innerhalb von 
8 Tagen nach Erhalt des Antrags zur Kenntnis 
gebracht. 

Die Höchstzahl der Arbeitnehmer, die jährlich in 
einem Unternehm'en den Bildungsurlaub in Anspruch 
nehmen können, ist durch einen ministeriellen Erlaß 
vom 30. September 1957 wie folgt festgelegt worden: 

1 bis 20 Beschäftigte 1 Anspruchsberechtigte(r) 

21 bis 40 Beschäftigte 2 Anspruchsberechtigte 

41 bis 60 Beschäftigte 3 Anspruchsberechtigte 

61 bis 80 Beschäftigte 4 Anspruchsberechtigte 

81 bis 100 Beschäftigte 5 Anspruchsberechtigte 

101 bis 120 Beschäftigte 6 Anspruchsberechtigte 

121 bis 140 Beschäftigte 7 Anspruchsberechtigte 

141 bis 160 Beschäftigte 8 Anspruchsberechtigte 

161 bis 180 Beschäftigte 9 Anspruchsberechtigte 

181 bis 200 Beschäftigte 1 0 Anspruchsberechtigte 

201 bis 220 Beschäftigte 1 1 Anspruchsberechtigte 

221 bis 240 Beschäftigte 12 Anspruchsberechtigte 

241 bis 250 Beschäftigte 13 Anspruchsberechtigte 

In Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten ent- 
spricht die Zahl der Anspruchsberechtigten der Zahl 
der Personalvertreter und deren Stellvertreter. 

Im Falle von Streitigkeiten kann der zuständige 
Arbeitsinspektor zwecks Schlichtung hinzugezogen 
werden. 

Die Organisation oder Institution, die den Kursus 
oder die Tagung veranstaltet, stellt dem Arbeitneh- 
mer eine Bescheinigung darüber aus, daß er tatsäch- 
lich an dem Kursus teilgenommen hat. Diese Be- 
scheinigung ist dem Arbeitgeber bei der Arbeits- 
aufnahme vorzulegen. 

Das Gesetz sieht weiter vor, daß durch Tarifvertrag 
günstigere Vereinbarungen getroffen werden kön- 
nen. 

Nach dem Gesetz über die Heranbildung von Füh- 
rungskräften für die Jugend vom 29. Dezember 1961 
(ergänzt durch zwei Dekrete) haben Arbeitnehmer 
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und Lehrlinge unter 25 Jahren — ausnahmsweise 
und einmalig auch solche über 25 Jahre — Anspruch 
auf unbezahlten Urlaub bis zu 6 Tagen, wenn sie an 
Veranstaltungen und Kursen teilnehmen, die von 
Jugendorganisationen, Volkserziehungseinrichtun- 
gen und Sportverbänden durchgeführt werden. 
Diese Veranstaltungen müssen der Vorbereitung, 
der Ausbildung und Weiterbildung von Führungs- 
kräften für die Jugend dienen. Die Höchstzahl der 
Anspruchsberechtigten ist wie folgt festgelegt: 


Bei Unternehmen 



bis zu 50 Beschäftigten 

1 Arbeitnehmer 

von 

50 bis 

100 Beschäftigten 

2 Arbeitnehmer 

von 

100 bis 

200 Beschäftigten 

3 Arbeitnehmer 

von 

200 bis 

500 Beschäftigten 

4 Arbeitnehmer 

von 

500 bis 

1000 Beschäftigten 

5 Arbeitnehmer 

von 

1000 bis 2000 Beschäftigten 

6 Arbeitnehmer 


und für je weitere 1000 Arbeitnehmer ein An- 
spruchsberechtigter. 

Eine Kumulierung der Ansprüche aus dem Gesetz 
von 1957 und aus dem Gesetz von 1961 ist nur bis 
zu 12 Arbeitstagen pro Jahr zulässig. 

In beiden Gesetzen ist also eine Bezahlung des Bil- 
dungsurlaubs nicht vorgesehen. Die Teilnahme an 
derartigen Bildungsveranstaltungen kann aber ent- 
weder aus Staatsmitteln im Rahmen der verschiede- 
nen Programme zur Förderung der beruflichen Fort- 
bildung oder aus betrieblichen Sozialfonds oder ent- 
sprechend tarifvertraglicher Vereinbarungen geför- 
dert werden. 

Das Gesetz über die berufliche Ausbildung und 
den sozialen Aufstieg vom 3. Dezember 1966 sieht 
eine Verstärkung der Maßnahmen zugunsten der 
beruflichen Aus- und Fortbildung und des sozialen 
Aufstiegs vor. Danach haben u. a. Arbeitnehmer, die 
an unter staatlicher Kontrolle stehenden Aus- und 
Fortbildungskursen teilnehmen, Anspruch auf einen 
Urlaub für die Dauer des Kurses. Dieser Urlaub 
kann ein Jahr nicht überschreiten. Während der 
Dauer des Urlaubs besteht kein Anspruch auf Ge- 
haltszahlung. Jedoch können den Teilnehmern Ent; 
Schädigungen gewährt werden. Desgleichen bleiben 
sie, wie die Teilnehmer an Kursen im Rahmen des 
sozialen Aufstiegs, sozialversichert. 

1.2 Belgien 

In Belgien wird die Arbeitsbefreiung zur intellek- 
tuellen, moralischen, sozialen und beruflichen Fort- 
bildung durch das Gesetz vom 1, Juli 1963 geregelt. 
Dieses Gesetz hat eine doppelte Zielsetzung: 

Einerseits bezweckt es, jugendliche Arbeitnehmer 
von 16 bis 26 Jahren zu ermutigen, ihre intellek- 
tuelle, moralische und soziale Bildung zu vervoll- 
ständigen und andererseits will es alle Arbeit- 
nehmer ohne Rücksicht auf ihr Alter veranlassen, 
ihre berufliche Bildung durch Besuch von Abend- 
bzw. Samstags- oder Sonntagskursen zu ergänzen. 

Unter Berücksichtigung verschiedener Verordnun- 
gen, die zur Durchführung dieses Gesetzes erlassen 
wurden, ergibt sich folgendes Bild: 


a) Die Kurse zur intellektuellen, moralischen und 
sozialen Weiterbildung der jungen Arbeitneh- 
mer müssen entweder von anerkannten Jugend- 
organisationen, repräsentativen Gewerkschaften 
oder einer dieser Organisationen gegebenen- 
falls in Zusammenarbeit mit den Arbeitgeber- 
organisationen durchgeführt werden. 

Die Kurse können nur durchgeführt werden, 
wenn mindestens 15 Personen an ihnen teilneh- 
men. Die Mindestdauer ist auf 6 Stunden pro 
Tag festgelegt, wovon 3 Stunden der Diskussion 
dienen können. 

Das Programm muß mindestens vier Wochen 
vor Beginn des Kursus dem Minister für Be- 
schäftigung und Arbeit zur Genehmigung vor- 
gelegt werden. 

Die jungen Arbeitnehmer haben das Recht, der 
Arbeit in der Zeit, in der sie diese Kurse 
besuchen, femzubleiben. Um den Arbeitsablauf 
in den Unternehmen nicht zu stören, hat der 
Nationale Arbeitsrat beschlossen, den Arbeit- 
nehmern zu empfehlen, ihren Arbeitgeber min- 
destens vier Wochen vorher über den geplanten 
Besuch der Kurse zu unterrichten. 

Für die Zeit der Abwesenheit vom Arbeitsplatz 
wird ein Entgelt nicht gezahlt. Allerdings kön- 
nen die Kursusteilnehmer für die Arbeits- 
tage, an denen sie auf Grund der Kursusteil- 
nahme nicht gearbeitet haben, eine Beihilfe 
erhalten, und zwar von 150 bfrs. bzw. 180 bfrs. 
(Kurs z. Z. 100 bfrs. = rd. 8 DM) je Kursustag, 
je nachdem, ob sie an sechs oder fünf Tagen 
in der Woche arbeiten. Diese Beihilfe darf 
900 bfrs. pro Jahr nicht übersteigen. Die Aus- 
zahlung der Beihilfe erfolgt durch das Mini- 
sterium für Beschäftigung und Arbeit und auf 
Antrag des Kursusteilnehmers. Aus der Höhe 
dieser Beihilfe ergibt sich, daß die Kursusdauer 
insgesamt sechs Tage nicht überschreitet. 

b) Die Regelung des Gesetzes über die berufliche 
Fortbildung gilt für alle Arbeitnehmer ohne 
Altersbeschränkung. In den Genuß der vorgese- 
henen Beihilfe kommen die Arbeitnehmer bzw. 
Arbeitslosen jedoch nur, wenn sie durch ein 
Zeugnis den erfolgreichen Abschluß eines voll- 
ständigen Teilzeitkursus nachweisen können. 

Die Vereinbarungen verschiedener paritätischer 
Kommissionen bzw, die Tarifverträge enthalten 
Bestimmungen über die Anzahl der Stunden pro 
Jahr, die sich der Arbeitnehmer zum Besuch die- 
ser Kurse von seiner Arbeit entfernen kann, wie 
auch sonstige ihm zu gewährende Erleichte- 
rungen. 

Die Beihilfe, die die Arbeitnehmer nach dem 
erfolgreichen Besuch dieser Kurse erhalten kön- 
nen, beträgt 800 bfrs. pro Jahr und insgesamt 
höchstens 4000 bfrs. 

1.3 Italien 

Gesetzliche Regelungen über einen bezahlten Bil- 

dungsurlaub für Arbeitnehmer bestehen in Italien 

nicht ^). 
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Im August 1958 wurde im Parlament ein Gesetz- 
entwurf von einer Reihe von Abgeordneten der 
Democratia Cristiana eingebradit, der die gesetz- 
liche Regelung eines „nichtbezahlten Urlaubs zu 
kulturellen Zwecken" zum Ziele hatte. Danach soll- 
ten die Arbeitnehmer einen Anspruch auf einen un- 
bezahlten Urlaub von höchstens 12 Tagen erhalten, 
um „an Internatskursen und Studientagungen teil- 
zunehmen, die die soziale und berufliche Ausbildung 
sowie die Erwachsenenbildung zum Ziel haben" 
(vgl. Artikel 1 des Entwurfs). Nach Artikel 3 des 
Entwurfs sollten die Intematskurse und Studien- 
tagungen von Arbeitnehmerorganisationen mit 
nationaler Bedeutung oder von kulturellen Einrich- 
tungen durchgeführt werden, die vom Arbeitsmini- 
sterium dafür als geeignet bezeichnet worden sind. 
Die Listen der Kurse und Tagungen sollten zusam- 
men mit den entsprechenden Programmen jedes 
Jahr dem Arbeitsministerium vorgelegt werden, das 
sie bei Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Zwecke des Gesetzes genehmigen sollte. Nach Arti- 
kel 6 des Entwurfs sollte der Arbeitsminister alle 
zwei Jahre durch Verordnung für jeden Betriebstyp 
den Prozentsatz der Arbeitnehmer bestimmen, die 
berechtigt sein sollten, innerhalb eines Jahres den 
Bildungsurlaub zu nehmen. Diese Gesetzesvorlage 
ist nicht verabschiedet worden. 

Ein weiterer Gesetzentwurf über die Einführung 
eines unbezahlten Bildungsurlaubs (12 Arbeitstage 
für Zwecke der sozialen, gesellschaftlichen und 
beruflichen Ausbildung uncL der Erwachsenenbil- 
dung) ist im Juni 1964 eingebracht worden. Er 
stimmt im wesentlichen mit dem Gesetzentwurf aus 
dem Jahre 1958 überein. Der neue Gesetzentwurf 
ist vom Plenum noch nicht erörtert worden, weil 
bei vielen Abgeordneten eine Abneigung bestehen 
soll, diese Materie durch gesetzliche Vorschriften zu 
regeln. Die Gewerkschaften sollen z. T, auch der 
Ansicht sein, daß tarifliche Regelungen einer gesetz- 
lichen Regelung vorzuziehen seien. 

Vereinzelte Bestimmungen über den Bildungsurlaub 
befinden sich auch in einigen Tarifverträgen, die in 
erster Linie unbezahlte wie bezahlte Freistellung 
von der Arbeit für Schul- und Hochschulprüfungen 
bzw. für die Vorbereitung hierauf vorsehen. 

1.4 Luxemburg 

In Luxemburg gibt es ebenfalls keine gesetzliche 
Regelung über den Bildungsurlaub. Im Jahre 1964 
wurde dem Staatsrat ein entsprechender Gesetzent- 
wurf zugeleitet. Im Hinblick auf verschiedene Ände- 
rungen dieses Entwurfs wurde die Ausarbeitung 
eines neuen Entwurfs beschlossen, die Ende des 
Jahres fertiggestellt sein soll. 

1.5 Niederlande 

In den Niederlanden besteht keine gesetzliche Ver- 
pflichtung für den Arbeitgeber, Arbeitnehmern 
unter Fortzahlung des Lohnes Urlaub zum Besuch 
von Bildungsveranstaltungen zu geben. Das Urlaubs- 
gesetz aus dem Jahre 1966 schreibt lediglich vor, 
daß ein Arbeitnehmer, der sich mit Billigung des 
Arbeitgebers für eine gewerkschaftliche Veranstal- 
tung beurlauben • läßt, seinen Erholungsurlaubs- 
anspruch hierdurch nicht verliert. Jugendliche, die 


vom Arbeitgeber zum Besuch von Fortbildungsver- 
anstaltungen beurlaubt werden, behalten gleichfalls 
ihren Anspruch auf den normalen Urlaub. 

Die meisten Tarifverträge enthalten Bestimmungen, 
daß gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer an 
Kongressen, Schulungs- und Bildungsveranstaltun- 
gen, die von den Gewerkschaften organisiert wer- 
den, teilnehmen können. Die Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts bei derartigen Beurlaubungen wird 
unterschiedlich gehandhabt. Nach einigen Tarifver- 
trägen ist der Arbeitgeber hierzu verpflichtet, in 
anderen Branchen bleibt es seinem Ermessen über- 
lassen. 

Zahlreiche Tarifverträge enthalten die Klausel, daß 
eine Beurlaubung nur stattfinden darf, wenn die 
Betriebsumstände nach Ansicht des Arbeitgebers 
dies zulassen. Die Klausel hat — soweit bekannt — 
in der Praxis bisher zu keinen Konflikten zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften geführt. 

Die Beurlaubungsdauer ist nicht einheitlich geregelt. 
Manche Tarifverträge begnügen sich mit der Formu- 
lierung „für die Dauer der dafür benötigten Zeit", 
andere bestimmen, daß pro Jahr insgesamt sechs 
freie Tage für gewerkschaftliche Veranstaltungen 
gegeben werden müssen. 

Beamte und sonstige öffentliche Bedienstete kön- 
nen, sofern die dienstlichen Interessen dies zulas- 
sen, an Versammlungen öffentlich-rechtlicher Ein- 
richtungen, denen sie angehören, unter Fortzahlung 
des vollen oder teilweisen Arbeitsentgelts teilneh- 
men. Sie können außerdem für höchstens fünfzehn 
Tage im Jahr unter Fortzahlung des vollen Arbeits- 
entgelts an Tagungen von Beamtenorganisationen 
teilnehmen, sofern sie in diesen Organisationen 
eine leitende Funktion ausüben. Unter gewissen 
Umständen gibt es für öffentlidie Bedienstete auch 
eine Beurlaubung zur Durchführung eines Studiums. 
Die Regelungen hierfür sind unterschiedlich. Im 
Ministerium für Soziale Angelegenheiten und Volks- 
gesundheit werden z. B. höchstens zwei halbe Tage 
pro Woche unter Fortzahlung des vollen Arbeits- 
entgelts gewährt. Längere Beurlaubungen können 
bis zu einem halben Jahr erfolgen, sofern sie im 
Interesse des Bediensteten liegen. Besteht ein 
öffentliches Interesse an der Beurlaubung, so kann 
sie bis zu höchstens einem Jahr gewährt werden. In 
diesen Fällen wird das Arbeitsentgelt jedoch nicht 
fortgezahlt. 

1.6 Geplante Bestandserhebung 

Die Bundesregierung hat für die sozialpolitische Zu- 
sammenarbeit der Mitgliedstaaten der EWG auf der 
Ratstagung am 19. Dezember 1966 u. a. vorgeschla- 
gen, das Thema „Förderung des sozialen Aufstiegs 
der Arbeitnehmer durch berufliche Fortbildung" 
näher zu behandeln. Als Arbeitsmethode wurden 
Bestandsaufnahmen und Gegenüberstellungen der 
Vorhaben der Regierungen, vergleichende Prüfun- 
gen der Programme sowie regelmäßiger Informa- 
tions- und Erfahrungsaustausch empfohlen. Zur Zeit 
arbeitet die Kommission an der Erstellung eines 
Fragebogens, der demnächst an die Regierungen der 
Mitgliedstaaten zur Beantwortung übersandt wer- 
den soll. Das Ergebnis dieser Erhebung wird einen 
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umfassenden Überblick über die Förderungsmaß- 
nahmen der einzelnen EWG-Länder in diesem Be- 
reich ermöglichen. 

2. Andere Staaten 

In anderen Staaten der westlichen Welt gibt es — 
soweit die vorliegenden Informationen erkennen 
lassen — keine gesetzlichen und weitgehend auch 
keine tarifvertraglichen Regelungen über den Bil- 
dungsurlaub. 

In den USA bestehen jedoch u. a. Tarifverträge 
auch im Bereich der Stahlindustrie, in denen Bil- 
dungsurlaub von 13 Wochen innerhalb von 5 Jahren 
vorgesehen ist für Arbeitnehmer, die dem Betrieb 
schon längere Zeit angehören. 

In Großbritannien gibt es eine Verwaltungsbestim- 
mung, die für Staatsbedienstete bezahlten Sonder- 
urlaub sowohl zur Teilnahme an Sitzungen des pari- 
tätischen Tarifrats für den öffentlichen Dienst und 
seine Ausschüsse als auch zum Besuch von Wochen- 
lehrgängen der Berufsorganisationen der Bedien- 
steten vorsieht, und zwar im letzten Falle bis zu 


einer Dauer von 5 Wochen im Urlaubs] ahr. Wenn 
für den Beurlaubten vorübergehender Ersatz ein- 
gestellt werden muß, gehen die Kosten zu seinen 
Lasten. 

In Dänemark, Norwegen und Schweden gibt es 
keine generelle Regelung über den Bildungsurlaub. 
In Dänemark können Beamte, insbesondere Lehrer, 
einen bezahlten Sonderurlaub erhalten, falls sie sich 
auf einem speziellen Gebiet fortbilden wollen und 
die Fortbildung im Interesse ihrer Tätigkeit liegt. 
Arbeiter können einen Fortbildungskursus besuchen, 
der mit staatlichen Zuschüssen finanziert wird. Sie 
erhalten während des Lehrgangs aus Öffentlichen 
Mitteln ein Entgelt, dessen Höhe etwa der ihnen 
zustehenden Arbeitslosenunterstützung entspricht. 
In Schweden gibt es für Staatsangestellte und 
Beamte Sonderregelungen. So können Staatsange- 
stellte und Beamte zum Zwecke der beruflichen 
Fortbildung einen Bildungsurlaub in Einzelfällen 
bis zu 6 Monaten bei voller Gehaltszahlung unter 
•bestimmten Voraussetzungen erhalten. In Nor- 
wegen sind Sonderregelungen über den Bildungs- 
urlaub, insbesondere für Lehrer an öffentlichen und 
privaten Volks- und Höheren Schulen vorgesehen. 


2. HAUPTTEIL 

Zum Stand der Diskussion über den Bildungsurlaub 
in der Bundesrepublik Deutschland 


In der Diskussion über den Bildungsurlaub spielen 
folgende Gesichtspunkte eine besondere Rolle: 

Art der Regelung des Bildungsurlaubs (Gesetz 
oder/und T arif vertrag) , 

Zweckbestimmung (berufliche Bildung, insbeson- 
dere Fortbildung, staatsbürgerlich-politische Bil- 
dung, Allgemeinbildung, Funktionärsschulung), 

Dauer, 

Finanzierung (Lohnfortzahlung durch den Arbeit- 
geber, Beihilfen aus öffentlichen Mitteln, Beteili- 
gung des Arbeitnehmers etc.), 

Bildungsträger (Anerkennung etc.), 

Durchführung (Teilnahmekontrolle etc.). 

Zunächst soll dargestellt werden, welche Vorschläge 
zur Lösung dieser Probleme die vorliegenden oder 
bekanntgewordenen Gesetzentwürfe in Bund und 
Ländern machen, danach auf die Forderungen und 
Vorstellungen anderer Stellen eingegangen werden. 


A. Gesetzentwürfe in Bund und Ländern 

1 . Arbeitsmarkt-Anpassungsgesetz 
(Entwurf der Fraktion der SPD) 

Nach § 46 des von der Fraktion der SPD im Deut- 
schen Bundestag eingebrachten Entwurfs eines Ge- 


setzes zur Anpassung des Arbeitsmarktes an die 
Entwicklung von Wirtschaft und Technik (Druck- 
sache V/887), der zur Zeit zur Beratung dem 
Ausschuß für Arbeit als federführendem Ausschuß 
vorliegt, sollen alle Arbeitnehmer gegenüber ihrem 
Arbeitgeber Anspruch auf Freistellung von der 
Arbeit für die erforderliche Zeit zur ganztägigen 
Teilnahme an anerkannten beruflichen Bildungs- 
veranstaltungen, und zwar höchstens an zehn 
Arbeitstagen im Kalenderjahr, haben. Eine Anrech- 
nung auf den gesetzlichen, tariflichen oder arbeits- 
vertraglich vereinbarten Urlaub soll nicht statt- 
finden, wenn und soweit der Arbeitnehmer die Teil- 
nahme nachweist Förderungsfähig sollen berufliche 
Bildungsveranstaltungen sein, die von staatlichen 
oder staatlich anerkannten Schulen durchgeführt 
werden. Im übrigen sollen berufliche Bildungsver- 
anstaltungen als förderungsfähig durch die oberste 
Landesbehörde anerkannt werden. Die Anerken- 
nung soll versagt werden, wenn ein arbeitsmarkt- 
politisches Interesse nicht gegeben ist. 

Die Bezahlung des Bildungsurlaubs soll bei Ver- 
anstaltungen, die förderungsfähig im Sinne des Lei- 
stungsförderungsgesetzes sind, nach diesem Gesetz 
— unter bestimmter Modifizierung der in den ent- 
sprechenden Richtlinien festgesetzten Förderungs- 
beträge — erfolgen. 

In der Bundestagsdebatte über diesen Gesetzentwurf 
am 26. Oktober 1966 erklärte der Sprecher der 
Fraktion der SPD, daß der Begriff „Bildungsurlaub" 
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bedeutend mehr umfasse als nur die berufliche Bil- 
dung; in erster Linie ginge es dabei „doch wohl um 
kulturelle, politische, gesellschaftliche Bildung". Das 
müsse durch ein Sondergesetz geregelt werden. Ein 
Arbeitsmarkt-Anpassungsgesetz sei aber höchst un- 
vollkommen, wenn es nicht berufliche Bildungsmaß- 
nahmen mit einbeziehen würde. Deshalb sei der 
Entwurf bewußt auf ganztägige Teilnahme an 
beruflichen Bildungsveranstaltungen abgestellt. 

Eine weitere Regelung des Bildungsurlaubs sieht 
§ 50 Abs. 2 bis 4 des Entwurfs vor: 

Nach § 50 Abs. 1 soll das Arbeitsamt im Rahmen der 
Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitslosigkeit 
und unterwertiger Beschäftigung mit Zustimmung 
des Arbeitnehmers berufliche Bildungsmaßnahmen 
einleiten, wenn der Arbeitnehmer unter für ihn zu- 
mutbaren Verhältnissen voraussichtlich nicht in sei- 
nem Beruf oder seiner bisher überwiegend aus- 
geübten Tätigkeit entsprechend weiterbeschäftigt 
oder nach Lage des Arbeitsmarktes nicht wieder 
entsprechend vermittelt werden kann. Nach § 50 
Abs. 2 des Entwurfs soll der Arbeitnehmer auf 
Verlangen des Arbeitsamtes nach näherer Ver- 
einbarung mit dem Arbeitgeber unter Weiterzah- 
lung von Lohn oder Gehalt zur Teilnahme an einer 
beruflichen Bildungsmaßnahme freigestellt werden 
müssen. Dem Arbeitgeber sollen 75 v. H. des von 
ihm dem Arbeitnehmer für die Dauer der Freistel- 
lung gezahlten Bruttoarbeitsentgelts vom Arbeits- 
amt gegen Rechnungslegung erstattet werden. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung soll 
zur Vermeidung von Härten für Betriebe bis zu 
einer bestimmten Größenordnung (Kleinbetriebe) 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß der Arbeit- 
geber das nach § 50 Abs. 2 Satz 3 gezahlte Brutto- 
arbeitsentgelt in voller Höhe erstattet erhält (vgl. 
§ 50 Abs. 3 des Entwurfs). 

2. Bremischer Gesetzentwurf 

Die Bremische Bürgerschaft hatte sich im Jahre 1962 
mit der — landesgesetzlichen — Regelung des 
Urlaubs zu befassen gehabt. Ihr lag in der Druck- 
sachenabteilung II unter Nr. 298 ein Gesetzentwurf 
vom 5. Juni 1962 der SPD-Fraktion vor, nach dem 
im Rahmen des bremischen Urlaubsgesetzes auch 
die Frage des Bildungsurlaubs geregelt werden 
sollte. Im Hinblick auf das Inkrafttreten des Bundes- 
urlaubsgesetzes am 1. Januar 1963 wurde der Ge- 
setzentwurf zurückgenommen. 

Nach § 11 des Entwurfs sollten alle Arbeitnehmer 
in jedem Urlaubs] ahr einen einmaligen und unab- 
dingbaren Anspruch auf Gewährung eines bezahl- 
ten und zusammenhängenden Bildungsurlaubs von 
mindestens sechs Arbeitstagen haben. Die Gewäh- 
rung des Bildungsurlaubs sollte voraussetzen, daß 
der Arbeitnehmer eine Einrichtung besucht oder 
an einer Veranstaltung teilnimmt, die der Allge- 
meinbildung oder Berufsfortbildung dient und deren 
Bildungsziele anerkannt sind (§ 12 Abs. 1 des Ent- 
wurfs). Die Anerkennung sollte vom Senator für 
Arbeit im Einvernehmen mit dem Senator für das 
Bildungswesen und dem Senator für Wohlfahrt und 
Jugend nach Anhörung der Gewerkschaften, der 
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Arbeitgeberverbände usw. durch Rechtsverordnung 
ausgesprochen werden (§ 12 Abs. 2 des Entwurfs). 
Außerdem sah der Entwurf eine Kumulierung des 
Anspruchs innerhalb von drei aufeinanderfolgenden 
Jahren vor. 


3. Sonstige Gesetzentwürfe 

3.1 

Ein Entwurf des MdB Budde weist folgende Grund- 
sätze auf: 

Zweckbestimmung ; 

Berufliche oder staatsbürgerliche Fortbildung; 
Dauer: 

Mindestens sechs Tage innerhalb von drei Kalen- 
derjahren; für besondere Personengruppen: sechs 
Tage pro Kalenderjahr; 

Finanzierung: 

Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber; die 
Hälfte soll die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung dem Arbeit- 
geber zurückerstatten; der Bildungsträger soll 
alle Sach- und Personalkosten einschließlich der 
Fahrkosten übernehmen; 

Bildungsträger: 

Nur anerkannte Bildungsträger; Anerkennung 
soll das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung im Einvernehmen mit dem jeweiligen 
Landeskultusministerium aussprechen ; 

Kurzfristiger Bildungsurlaub: 

Für kurzfristige Bildungsyeranstaltungen, die 
weniger als 8 Stunden dauern, soll ebenfalls eine 
Freistellung von der Arbeit unter Lohnfortzahlung 
erfolgen, unabhängig von dem allgemeinen Bil- 
dungsurlaub. Solche Veranstaltungen sollen sein: 
Prüfungen, Besichtigungen, Teilnahme an Parla- 
ments- und Gerichtssitzungen usw. 

3.2 

Ein Entwurf des MdL für den Bereich des Freistaates 
Bayern enthält folgende Grundsätze; 

Teilnehmerkreis: 

Alle Arbeitnehmer in allen Betrieben der Privat- 
wirtschaft und allen Betrieben des öffentlichen 
Dienstes; 

Zweckbestimmung : 

Berufliche oder staatsbürgerliche Fortbildung; 
Dauer: 

Bei ganztägiger Fortbildung von täglich minde- 
stens 8 Stunden gilt als Mindestdauer ein Zeit- 
raum von 6 Werktagen, bei Fortbildung im übri- 
gen ein Zeitraum von 48 Stunden; 

Finanzierung: 

Lohn- bzw. Gehaltsfortzahlung; Anrechnung 
etwaiger Beihilfen anderer Stellen; 

Bildungsträger: 

Nur anerkannte Bildungsträger; Anerkennung 
spricht das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus durch Rechtsverordnung aus. 
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B. Forderungen und Vorstellungen von Parteien, 
Verbänden, Organisationen und sonstigen Stellen 
zum Bildungsurlaub 

Für die Diskussion über die Einführung eines Bil- 
dungsurlaubs in der Bundesrepublik Deutschland, 
die bereits seit einigen Jahren anhält, sind von 
besonderer Bedeutung: 

Die öffentliche Anhörung am 23. Februar 1967 
vor dem Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik 
und Publizistik und dem Ausschuß für Arbeit, 
bei der Vertreter der maßgebenden Spitzenorga- 
nisationen und Fachverbände Gelegenheit hat- 
ten, ihre Stellungnahme zur Frage der Einfüh- 
rung eines Bildungsurlaubs zu präzisieren; 

die Empfehlungen des Sachverständigenrates zur 
Begutaditung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung in seinen Jahresgutachten 1965 und 1966. 
Hiernach vertritt der Sachverständigenrat die An- 
sicht, daß sich durch gesetzliche oder tarifliche 
Regelungen, die für den Arbeitnehmer einen 
Anspruch auf einen bezahlten „Urlaub" zum 
Zwecke der beruflichen Fortbildung begründen, 
die Qualität der Arbeitskräfte ebenso erhöhen 
ließe wie deren Fähigkeit und Bereitschaft zum 
Stellenwechsel (vgl. Jahresgutachten 1966 Ziff. 98 
und Jahresgiitachten 1965 Ziff. 275). Damit die 
Belastung für die Unternehmen nicht zu groß 
wird, könnten nach Auffassung des Sachverstän- 
digenrates Umschulungskurse der Betriebe, die im 
Zuge des innerbetrieblichen Strukturwandels not- 
wendig werden, auf diesen Anspruch angerechnet 
werden. 

Die Forderungen und Vorstellungen von Parteien, 
Verbänden, Organisationen und sonstigen Stellen 
zur Frage der Einführung eines Bildungsurlaubs 
ergeben folgendes Bild: 

1. Art der Regelung (Gesetz oder/und Tarifvertrag) 

überwiegend wird eine gesetzliche, und zwar eine 
bundesgesetzliche Regelung des Bildungsurlaubs 
verlangt. Der DGB hat zwar auf der Pressekonferenz 
vom 3. November 1966 erklärt, daß er tarifvertrag- 
liche Regelungen den Vorzug gebe, da . sich aber 
— von wenigen Ausnahmen abgesehen — die Ar- 
beitgeberverbände weigern würden, solchen Rege- 
lungen zuzustimmen, müsse eine gesetzliche Rege- 
lung angestrebt werden. 

Für eine gesetzliche cxier tarifvertragliche Regelung 
hat sich u. a. die 5. Angestelltenkonferenz der IG 
Metall in Kassel 1965 ausgesprochen. 

2. Zweckbestimmung 

Nach überwiegender Auffassung soll der Bildungs- 
urlaub sowohl der beruflichen Bildung, insbesondere 
der beruflichen Fortbildung, als auch der staatsbür- 
gerlich-politischen Bildung dienen. 

3. Dauer 

Am weitesten geht wohl die Forderung, die auf der 
5. Angestelltenkonferenz der IG Metall in Kassel 


1965 im Arbeitskreis 4 vorgetragen wurde: An- 
spruch auf Bildungsurlaub von mindestens sechs 
Monaten alle fünf Berufsjahre. Die Angestelltenkon- 
ferenz selbst hat zwölf Werktage pro Jahr gefordert. 

überwiegend werden sechs, zehn oder zwölf Ar- 
beitstage verlangt. 

In einem Tarifvertragsentwurf der Gewerkschaft 
TextihBekleidung waren pro Kalenderjahr fünfzehn 
Arbeitstage als Höchstdauer vorgesehen. Der Ar- 
beitgeber sollte danach den Anspruch auf Bildungs- 
urlaub insgesamt erfüllt haben, wenn er so viel Bil- 
dungsurlaub gewährt, als wenn 10 ®/o der Beleg- 
schaft den vollen Bildungsurlaub (fünfzehn Tage) 
in Anspruch nehmen. 

4. Finanzierung 

Fast ausnahmslos wird bezahlter Bildungsurlaub 
verlangt. Im Vordergrund steht dabei als Finanzie- 
rungsinstrument die Lohnfortzahlung durch den 
Arbeitgeber. Teilweise wird eine finanzielle Beteili- 
gung der öffentlichen Hand und teilweise eine Be- 
teiligung des Arbeitnehmers an den Kosten der Ver- 
anstaltung selbst vorgesehen. 

5. Durchführung 

Einigkeit scheint weitgehend darüber zu herrschen, 
daß Bildungsurlaub nur gewährt werden sollte für 
die Teilnahme an anerkannten Bildungsveranstal- 
tungen. Entweder ist die Anerkennung des Bil- 
dungsträgers selbst oder die Anerkennung der Ver- 
anstaltung vorgesehen. Zuständig für die Anerken- 
nung soll — abgesehen von den mit der politischen 
Bildung befaßten Instanzen — nach den Vorstellun- 
gen der einen das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung im Zusammenwirken mit den Landes- 
kultusministerien, nach der Auffassung anderer die 
oberste Landesbehörde sein. 

Ebenso wird überwiegend eine gewisse Kontrolle 
darüber verlangt, daß Bildungsurlaub auch zu dem 
vorgesehenen Zweck effektiv verwendet wird (Vor- 
lage von Erfolgsbescheinigungen, Teilnahmebeschei- 
nigungen usw.). 

6. Kreis der Anspruchsberechtigten 

Anspruchsberechtigt sollen alle Arbeitnehmer sein. 
Selbständig Tätige scheiden damit aus dem Kreis 
der Anspruchsberechtigten aus. Kürzlich hat aller- 
dings der Deutsche Gewerbeverband Bildungsurlaub 
auch für die Selbständigen verlangt, da die Ge- 
währung von bezahltem Bildungsurlaub nur für 
Arbeitnehmer den verfassungsmäßigen Gleichheits- 
grundsatz verletzen würde. 

7. Voraussichtliche Teilnehmer quote 

Im allgemeinen wird damit gerechnet, daß — jeden- 
falls für die erste Zeit nach Einführung eines ge- 
setzlichen Anspruchs — Bildungsurlaub voraussicht- 
lich an nicht mehr als 5 bis 10 <^/o aller Arbeitnehmer 
zu gewähren wäre. 


14 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksadle V/2345 


C. Argumente für und gegen den Bildungsurlaub 


Es besteht heute weitgehend Einvernehmen darüber, daß sowohl die Wirtschaft als auch die Ge- 
sellschaft auf gebildete Menschen angewiesen sind. Ohne gründlich ausgebildete und ständig fort- 
gebildete Arbeitnehmer kommt die Wirtschaft nicht aus. Leistungsfähigeit und Mobilität der Be- 
rufstätigen sind mehr denn je notwendige Voraussetzungen für das weitere Wachstum der Wirt- 
schaft und für das Wohlergehen des einzelnen. Ebenso bestehen kaum Meinungsversdiiedenheiten 
darüber, daß ohne ausreichende politische Bildung der Staatsbürger und ohne Bereitschaft mög- 
lichst vieler zum politischen Engagement ein demokratisches Gemeinwesen auf die Dauer nicht ge- 
deihen kann. 

Trotz dieser Übereinstimmungen im grundsätzlichen ist die Einstellung zur Einführung eines gene- 
rellen Anspruchs auf Bildungsurlaub sehr unterschiedlich; es erscheint daher nützlich, einen Über- 
blick über die wichtigsten Gründe zu gewinnen, die für und gegen den Bildungsurlaub ins Feld 
geführt werden. Im wesentlichen werden folgende Argumente und Gegenargumente vorgebracht: 


1. bildungspolitische und bildungsökonomische Argumente 


a) Eine Bildungsförderung müsse differenziert und 
gezielt vergehen. Die generelle Einführung von 
bezahlten Bildungsurlaub sei zu schematisch 
(Gießkannenprinzip); durch sie würden viele Ar- 
beitnehmer wenig, die wirklich förderungswürdi- 
gen aber nicht annähernd genug gefördert wer- 
den können. 


b) Eine Bildungsinvestition sei nur dann gesell- 
schaftspoltisch und — ökonomisch vertretbar, 
wenn sie einen entsprechenden Effekt erziele. 
Dies setze voraus, daß Bildungsurlaub allein den 
Bildungswilligen und Bildungsfähigen zugute 
komme. Es erscheine aber bei einem generellen 
Anspruch auf Bildungsurlaub für alle Arbeitneh- 
mer praktisch unmöglich, hier eine wirksame und 
notwendige Auswahl zu treffen. Bildungsurlaub 
in dieser Form müsse also von vornherein als 
Fehlinvestition angesehen werden. 

c) Das bisherige Prinzip der Freiwilligkeit habe sich 
in einem so hohen Maße bewährt, daß kein An- 
laß bestehe, von diesem Gundsatz abzugehen. 
Die Förderung des einzelnen habe sich nach sei- 
ner Bereitschaft zum persönlichen Engagement 
zu richten. 


d) Wenige Tage Bildungsurlaub würden praktisch 
für eine geeignete Bildung nicht ausreidien. 


Die gesetzliche Regelung eines generellen An- 
spruchs aus Bildungsurlaub könne man nicht mit 
dem Hinweis auf das Gießkannenprinzip ablehnen. 
Ziel des gesetzlichen Bildungsurlaubs müsse es ge- 
rade sein, mehr als bisher den Bildungswillen und 
die Bildungsfähigkeit der Arbeitnehmer zu wek- 
ken und zu stärken. Die Notwendigkeit zur Fort- 
bildung werde in Zukunft in einem solchen Maße 
steigen, daß >es erforderlich sein werde, jedem Ar- 
beitnehmer eine MÖglicheit zur Fortbildung auch 
durch erweiterte Freistellung von der Arbeit zu er- 
öffnen. Der Bildungsurlaub solle eine intensive, 
kontinuierliche und systematische Erwachsenenbil- 
dung möglich machen und nicht sporadische Bil- 
dung sbemühungen fördern. Ferner könne der Bil- 
dungsurlaub u. U. ein Mittel sein, die milieubeding- 
ten Bildungshemmungen und -schranken in unserem 
Volke zu überwinden. 

Eine Auswahl der bildungswilligen und bildungsfä- 
higen Arbeitnehmer für den Bildungsurlaub dürfte 
keine unüberwindlichen Schwierigkeiten bereiten; 
durch geeignete Ausgestaltung des Gesetzes bzw. 
der Durchführungsbestimmungen und durch Mitwir- 
kung des Betriebsrats bzw. des Personalrats würde 
eine sachgerechte Auswahl sichergestellt werden 
können. 


Die gesetzliche Einführung eines Bildungsurlaubs 
solle dem Arbeitnehmer einen Anspruch hierauf 
sichern und ahn insoweit vom Belieben des Arbeit- 
gebers unabhängig machen; das persönliche Engage- 
ment der Arbeitnehmer brauche durch den Anspruch 
auf Bildungsurlaub nicht beeinträchtigt zu werden, 
es werde im Gegenteil verstärkt werden. 

Das Argument sei nicht stichhaltig. So bestehe die 
Möglichkeit, daß ein Arbeitnehmer zunächst an 
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e) Statt der generellen Einführung des Bildungsur- 
laubs müßten die bisherigen Förderungsmaßnah- 
men sinnvoll ausgebaut werden. 

f) In vielen Fällen würde der Bildungsurlaub prak- 
tisch nichts anderes als ein zusätzlicher Erho- 
lungsurlaub sein. Ein Mißbrauch würde verwal- 
tungsmäßig kaum verhindert werden können. 

2. wirtschaftliche und finanzielle Argumente 

a) Die Belastung der Wirtschaft durch die generelle 
Einführung eines Bildungsurlaubs würde an Lohn- 
und Gehaltskosten in die Milliarden gehen; hin- 
zu käme noch der Produktionsausfall. Der Wirt- 
schaft sei auch nicht zuzumuten, die Kosten für 
staatsbürgerlich-politische Bildung der Arbeit- 
nehmer zu tragen. 


ib) Die bisherigen Arbeitszeitverkürzungen seien 
bereits zum Teil vom DGB unter dem Aspekt der 
Freizeit für die Bildung verlangt und auch durch- 
geführt worden. 


c) Die Durchführung eines gesetzlichen Bildungs- 
urlaubs würde für die kleinen Betriebe erheblich 
schwieriger sein als für die größeren. 

d) Die Wirtschaft fördere bereits seit Jahren in 
erheblichem Umfang die berufliche Bildung der 
Arbeitnehmer; die generelle Einführung eines 
Bildungsurlaubs würde die bestehenden Initiati- 
ven der Wirtschaft, Verbände, Organisationen 
usw. in diesem Bereich gefährden oder sogar 
weitgehend lähmen. 

e) Bisher habe die Freistellung von der Arbeit zum 
Zwecke der Teilnahme an Bildungsveranstaltun- 
gen zu keinen Schwierigkeiten geführt. Arbeit- 
nehmer, die auf diesem Gebiet ein ernsthaftes 
Interesse gehabt und die auch die Gewähr dafür 


einem Kurs in einer Abendvolkshochschule teil- 
nehme, der in mehrtägigen Internatskursen fortge- 
setzt werde. Umgekehrt könne auch ein Internats- 
kurs den ersten Anreiz geben, der seine Fortsetzung 
in einem Abendkursus oder in einem Fernkursus 
finde, um wiederum in einem Seminarkursus 
abgeschlossen zu werden. Der Bildungsurlaub 
könne auch in der Weise geteilt werden, daß 
der Arbeitnehmer an einigen Tagen in der Woche 
früher die Arbeitsstelle verlassen dürfe, um an Teil- 
zeitveranstaltungen teilnehmen zu können. Ande- 
rerseits könne auch die Möglichkeit, den Bildungs- 
urlaubsanspruch auf spätere Jahre zu übertragen, in 
Betracht gezogen werden. Audi dürfte ein Bildungs- 
urlaub für die Teilnahme am Nahunterricht im Rah- 
men eines kombinierten Fernunterrichts von gro- 
ßem Nutzen sein. 

Der Ausbau der bisher bestehenden Förderungsmaß- 
nahmen lange nicht aus, um das mit der Forderung 
nach Bildungsurlaub angestrebte Ziel zu erreichen. 

Ein Mißbrauch des Bildungsurlaubsanspruchs könne 
weitgehend z. B. durch Teilnahme- bzw. — soweit 
möglich — ■ durch Erfolgskontrollen verhindert wer- 
den. 


Angesichts der beschränkten Kapazität der Bil- 
dungseinrichtungen würde für die erste Zeit mit 
einer Teilnehmerquote von etwa 5 bis 10 ®/o der 
rund 22 Mio Arbeitnehmer zu rechnen sein. Von 
einer unzumutbaren Belastung der Wirtschaft könne 
daher nicht die Rede sein, zumal die Bildungsinve- 
stitionen — zumindest bei der beruflichen Bildung 
— wieder in die Betriebe zurückkehrten. Aber auch 
eine hinreichende staatsbürgerlich-politische Bil- 
dung der Arbeitnehmer sei für die Betriebe von 
Nutzen, z. B. hinsichtlich des Betriebsklimas sowie 
des Verständnisses der Arbeitnehmer für inner- und 
außerbetriebliche Vorgänge. 

Die Auffassung, der DGB habe 1957 die Arbeitszeit- 
verkürzung mit der Begründung gefordert, der Ar- 
beitnehmer brauche mehr Freizeit für die Fortbil- 
dung, sei unzutreffend. Der DGB habe die 40-Stun- 
den-Woche gefordert, um dem Arbeitnehmer mehr 
freie Zeit für sich und seine Familie zu geben. 

Für kleinere Betriebe würde ein Ausgleichsfonds 
geschaffen werden können. 

Die Leistungen der Wirtschaft auf diesem Gebiet 
seien zwar zu begrüßen; sie seien aber im Hinblick 
auf den Inhalt und den begünstigten Personenkreis 
sehr beschränkt und überwiegend auf betriebliche 
Belange ausgerichtet. 


Freistellungen von der Arbeit für Bildungszwecke 
seien nicht in ausreichendem Umfang erfolgt, so 
daß viele bildungswillige Arbeitnehmer ihren Er- 
holungsurlaub opfern müßten. Im Interesse aller — 
nicht zuletzt der Arbeitgeber — liege es jedoch, daß 
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geboten hätten, daß die Teilnahme an den Lehr- 
gängen einen Sinn habe, seien bisher in aller 
Regel von den Betrieben freigestellt worden. 

f) Die generelle Einführung eines Bildungsurlaubs 
sei nicht praktizierbar; es, fehle an den nötigen 
Einrichtungen und an den erforderlichen Lehr- 
kräften. 


die Gesundheit der Arbeitnehmer erhalten bleibe 
und deshalb der übliche Urlaub zu Erholung und 
Entspannung genutzt werde. 

Die derzeitige Kapazität der Bildungseinrichtungen 
werde in der Tat nicht auslangen, um den Bildungs- 
urlaub für alle Arbeitnehmer durchführen zu kön- 
nen. Es werde aber die Aufgabe aller verantwort- 
lichen Stellen, auch des Staates, sein, hier Abhilfe 
zu schaffen. Andererseits werde die begrenzte Lei- 
stungsfähigkeit unseres Bildungssystems zunächst 
den Strom der „Bildungsurlauber'' hemmen und ka- 
nalisieren. Eine Verletzung des Gleichheitsgrund- 
satzes liege darin nicht, da man nicht Gleichheit der 
Rechte mit Gleichzeitigkeit der Rechte verwechseln 
dürfe. In der ersten Zeit würden sich Angebot und 
Nachfrage nach Bildungseinrichtungen nahezu dek- 
ken. 

Eines der Hauptprobleme, jedenfalls für den berufs- 
bildenden Sektor, werde der Lehrermangel sein. 
Hier würden ebenfalls zusätzliche Anstrengungen 
aller Beteiligten erforderlich sein. 


D. Bildungsleistungen der Wirtschaft 


In der Diskussion um die Notwendigkeit der Ein- 
führung eines Bildungsurlaubs spielt immer wieder 
die Frage nach dem Umfang der Bildungsleistungen 
der Wirtschaft eine erhebliche Rolle. 

1. Bildungseinrichtungen 

Ein genauer Überblick darüber, was die Wirtschaft 
insgesamt bzw. die einzelnen Betriebe und Unter- 
nehmen, die Selbstverwaltungseinrichtungen, die 
Wirtschaftsverbände und -Organisationen, die Ge- 
werkschaften, die Fachverbände und die sonstigen 
Einrichtungen an Leistungen für die Fortbildung der 
Arbeitnehmer erbringen, besteht zur Zeit nicht und 
ist auch nur sehr schwer, wenn überhaupt, zu ge- 
winnen. 

Eine erste Übersicht über die diversen Bildungs- 
einrichtungen der Wirtschaft vermittelt die Ende 
1966 von der Bundes Vereinigung der Deutschen Ar- 
beitgeberverbände (BDA) vorgelegte Dokumenta- 
tion des Deutschen Industrieinstituts über die „Lei- 
stung der Wirtschaft für die Fortbildung Jugend- 
licher und Erwachstener". Die Feststellungen dieser 
Dokumentation sowie die sonstigen hier vorliegen- 
den Unterlagen ergeben für das Jahr 1964 etwa 
folgendes Bild: 

181 000 Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen 
im Handwerk, 

66 000 Teilnehmer an Maßnahmen dier überbetrieb- 
lichen Lehrlingsunterweisung im Handwerk, 

280 000 Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen 
des Einzelhandels, davon 52 500 Lehrlinge, 

167 000 Teilnehmer an gewerkschaftlichen Fortbil- 
dungsveranstaltungen, 


190 000 Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen 
für Ingenieure und Techniker, 

30 000 Teilnehmer an Veranstaltungen der Indu- 
strie- und Handelskammern zur Ausbilder- 
förderung und 

100 000 Teilnehmer an Voll- und Teilzeitkursen der 
landwirtschaftlichen Fachschulen. 

Diese Aufzählung wird nicht den Anspruch auf Voll- 
ständigkeit erheben können; auch eine Unterschei- 
dung nach Fortbildungsinhalt, -ziel und -dauer ist 
generell nicht möglich. Es kann jedoch unterstellt 
werden, daß die Teilnahme an einem Großteil der 
Fortbildungsveranstaltungen ebenso im Interesse 
des einzelnen Arbeitnehmers wie auch der freistel- 
lenden Betriebe liegt. 

Eine Anfrage bei den Arbeitsministern und Senato- 
ren für Arbeit der Länder, insbesondere zur Kapazi- 
tät der Bildungseinrichtungen, sollte weiteren Auf- 
schluß über die mit dem Bildungsurlaub zusammen- 
hängenden Fragen bringen. Angesichts der Kom- 
plexität dieses Themas sowie auch im Hinblick auf 
die Kürze der für die Erstellung dieses Berichts zur 
Verfügung stehenden Zeit war es nicht möglich, 
einen umfassenden Überblick über die in den einzel- 
nen Ländern bestehenden Bildungseinrichtungen zu 
gewinnen. Wie bereits dargelegt, wird die Bundes- 
regierung bemüht bleiben, noch rechtzeitig zu den 
Beratungen dieses Berichts in den Ausschüssen des 
Deutschen Bundestages einen ersten Überblick über 
die von den Ländern getroffenen Feststellungen vor- 
zulegen. 

2. Sonstige Bildimgshilfen 

Zur Frage der individuellen Förderung von Aus- 
und Fortbildung in der Wirtschaft ist zunächst auf 
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den AusbildungsfÖrderungsbemcht der Bundesregie- 
rung zu verweisen. Weiteren Aufschluß wird vor- 
aussichtlich eine Erhebung des Deutschen Industrie- 
instituts bringen, deren Ergebnisse zur Zeit jedoch 
noch nicht vorliegen. 

Einige dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung vorliegende Forschungsberichte zu diesem 
Fragenkomplex ergeben folgendes Bild: 

2.1 

Das EMNID-Institut für Meinungsforschung, Biele- 
feld, führt im Auftrag des Ministeriums für Wirt- 
schaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nord- 
rhein-Westfalen eine Untersuchung über die „Pro- 
bleme der Weiterbildung industrieller Führungs- 
kräfte" durch. Diese Untersuchung besteht aus vier 
Teilen. Die Erhebungen zu den drei ersten Teilen 
sind abgeschlossen. Teil I behandelt das Thema 
„Probleme der Weiterbildung industrieller Füh- 
rungskräfte" und basiert auf Interviews von rund 
800 Industrieunternehmen verschiedener Größe in 
Nordrhein- Westfalen, Teil II „Großunternehmen 
über Führungskräfte-Weiterbildung" hat zur Grund- 
lage eine Intensivbefragung von 20 Großunterneh- 
men im Lande Nordrhein-Westfalen, und Teil III 
„Führungskräfte über Führungskräfte-Weiterbil- 
dung" wertet die Befragung von 98 Führungskräf- 
ten aus. 

Obwohl die Untersuchungen auf das Land Nord- 
rheiin- Westfalen beschränkt sind, wird zumindest 
bei einem Teil der getroffenen Feststellungen an- 
genommen werden können, daß auch in den übrigen 
Bundesländern die Verhältnisse ähnlich liegen. Da- 
nach erfolgt in Großunternehmen die Fortbildung 
überwiiegend in der Dienstzeit. Zumeist tragen die 
Unternehmen auch die Kosten. In den mittleren und 
kleineren Betrieben dient dagegen meist die Frei- 
zeit zur Fortbildung, und der Anteil derjenigen Teil- 
nehmer an Fortbildungsmaßnahmen, welche die Ko- 
sten selbst tragen, ist erheblich größer. 

2.2 

Prof. Specht hat im Rahmen des Forschungsauftrags 
„Aufstiegschancen in der deutschen Wirtschaft", 
den er im Auftrag des Bundesministeriums für Ar- 
beit und Sozialordnung 1966 erstellt hat, die Ant- 
worten von 1224 Arbeitnehmern aus 8 Wirtschafts- 
bereichen sowie die Interviewergebnisse von 22 
Persönlichkeiten der Wirtschaft zum Thema „Auf- 
stiegschancen und berufliche Fortbildung“ ausge- 
wertet, Er kommt u. a. zu dem Ergebnis, daß mit 
zunehmender Betriebsgröße auch der Anteil der Ar- 
beitnehmer, die an Fortbildungsmaßnahmen teilneh- 
men, steigt. Den höchsten Prozentsatz an Arbeitneh- 
mern, die sich an Fortbildungsmaßnahmen beteili- 
gen, zeigen industrielle Großbetriebe mit über 1000 
Beschäftigten, gefolgt von Betrieben der Klasse 600 
bis 999 Beschäftigten und Kleinbetrieben bis 299 Be- 
schäftigten. Am schlechtesten schneiden Mittelbe- 
triebe mit 300 bis 599 Beschäftigten ab. 

2.3 

Dipl. -Volkswirt S. Faßbender kommt in seiner Unter- 
suchung über die „Weiterbildung betrieblicher Füh- 
rungskräfte in Deutschland" (RKW-Schriftenreihe 


1966) u. a. zu dem Ergebnis, daß die Methoden der 
Weiterbildung je nadi Betriebsgröße sehr unter- 
schiedlich sind: 

Unternehmen mit mehr als 5000 Beschäftigten be- 
vorzugen zur Weiterbildung ihrer Führungskräfte 
Förderung am Arbeitsplatz (z. B. durch systema- 
tische Übertragung von Mal zu Mal schwerer wer- 
denden Aufgaben), 

Bei den Unternehmen mit 1000 bis 5000 Beschäf- 
tigten dominieren jene, die der Fortbildung am 
Arbeitsplatz und den Weiterbildungsveranstaltun- 
gen gleiche Bedeutung zumessen. 

Unternehmen mit 500 bis 1000 Beschäftigten und 
jene mit weniger als 500 Beschäftigten bevorzu- 
gen Weiterbildungsveranstaltungen. 


E. Fortbildungswilligkeit der Arbeitnehmer 

Zum Thema „Fortbildungswilligkeit der Arbeitneh- 
mer" liegen zur Zeit keine repräsentativen Angaben 
vor. Die Bundesregierung versuchte, Aufschluß hier- 
über durch die Mikrozensus-Zusatzerhebung 1967 
zu erhalten. Die Erhebung konnte aber nicht durch- 
geführt werden, da der Bundesrat der Verordnung 
über das Zusatzprogramm zum Mikrozensus nicht 
zugestimmt hat. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung hat in Zusammenhang mit den Erhebungen im 
Rahmen des Berichts der Bundesregierung über die 
Situation der Frauen in Beruf, Familie und Gesell- 
schaft (Drucksache V/909) ein Institut mit einer 
speziellen Untersuchung zur Frage der beruflichen 
Fortbildung der Frauen beauftragt. Das Ergebnis 
dieser Erhebung liegt noch nicht vor. 

Die DAG hat im Dezember 1966 die Ergebnisse einer 
empirisch-soziologischen Erhebung veröffentlicht. 
Befragt wurden nur Mitglieder der DAG. Von den 
Befragten haben in den letzten drei Jahren 16,7 ®/o 
der männlichen und 12^2 Vo der weablichen Ange- 
stellten an Fortbildungsmaßnahmen teilgenommen. 
Das ergibt eine Teilnahmequote von etwa 5 ®/o im 
Jahr. Auf die Frage: „vorausgesetzt. Sie erhalten 
zum Besuch eines Fortbildungskurses bezahlten Ur- 
laub, würden Sie einen solchen Kursus auch dann 
besuchen, wenn Sie die Kosten selbst tragen müs- 
sen?, anworteten rund 50 Vo der Befragten mit „Ja". 

Die DAG weist in der Auswertung dieser Zahlen 
darauf hin, daß es sich hier im Hinblick auf die Be- 
sonderheit des befragten Personenkreises (Ange- 
stellte, Gewerkschaftsmitglieder) und angesiichts des 
Umstandes, daß die Frage nicht auf die Teilnahme 
an Fortbildungsveranstaltungen innerhalb eines 
Jahres beschränkt gewesen sei, um eine unrealisti- 
sche Obergrenze handele. Genaue Angaben zu der 
Frage seien vor Einführung eines Anspruchs auf 
Bildungsurlaub unmöglich. 

Nach Angaben des Vertreters des DGB beim 
Hearing vor dem Ausschuß für Wissenschaft, Kultur- 
politik und Publizistik am 23. Februar 1967 bereitet 
der DGB eine Untersuchung zur Frage der Bildungs- 
willigkeit der Arbeiitnehmer im allgemeinen und 


18 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2345 


unter den besonderen Voraussetzungen eines be- 
zahlten Bildungsurlaubs vor. 


F. Zu den Kosten eines bezahlten Bildungsurlaubs 

Von Arbeitgeberseite wird die generelle Einführung 
eines Rechtsanspruchs auf bezahlten Bildungsurlaub 
für alle Arbeitnehmer u. a. deshalb abgelehnt, weil 
die Wirtschaft dadurch mit zusätzlichen Lohn- und 
Gehaltskosten in Höhe von rund 10 Milliarden DM 
belastet werden würde. Diese Kosten werden von 
der BDA wie folgt berechnet: 

Zwei Wochen Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer 
pro Jahr macht V25 der Lohn- und Gehaltssumme 
der unselbständig Beschäftigten von rund 250 Mil- 
liarden DM pro Jahr aus; 250 Milliarden : 25 ergibt 
10 Milliarden DM. 

Dazu wird allerdings erklärt, daß es sich um keine 
präzise rechnerische Größe handele; sie solle nur 
verdeutlichen, daß es um Milliardenbeträge für die 
Wirtschaft gehe. 

Seitens der Gewerkschaften wird dieser Ansatz als 
weit übersetzt und unrealistisch angesehen. Ein 
Vertreter des DGB beziffert die jährliche Mehrbe- 
lastung der Wirtschaft durch einen Bildungsurlaub 
mit rund 150 Millionen DM. Bei dieser Berechnung 
geht er von einer Gesamtkapazität von 16 000 In- 
ternatsplätzen aus. 

Bei den Kosten eines gesetzlichen Anspruchs aller 
Arbeitnehmer auf einen bezahlten Bildungsurlaub 
sind zu unterscheiden die Kosten für die Lohn- und 
Gehaltsfortzahlung, der Ausfall der Arbeitsleistung 
sowie die Kosten für erforderlich werdende zusätz- 
liche Bildungseinrichtungen. Für alle drei Kostenar- 
ten ist zunächst allgemein festzustellen, daß hin- 
reichend sichere Angaben über die Höhe dieser Ko- 
sten zur Zeit nicht zu machen sind und auch nicht 
einmal zuverlässig geschätzt werden können, 

1. Kosten der Lohn- und Gehaltsfortzahlung 

Bei der Berechnung der Kosten für die Lohn- und 
Gebaltsfortzahlung liegt eine der Hauptschwierig- 
keiten darin, daß man nicht wissen kann, wieviel 
der rund 22 Millionen Arbeitnehmer einen Rechts- 
anspruch auf bezahlten Bildungsurlaub geltend ma- 
chen würden. Die Höhe der Quote der „Bildungsur- 
lauber" wird vielmehr einmal von der gesetzlichen 
Ausgestaltung des Anspruchs auf Bildungsurlaub 
abhängen, von seiner Zweckbestimmung (nur be- 
rufsbezogene Bildung — Anpassung, Aufstieg, Um- 
schulung — oder auch staatsbürgerlich-politische 
Bildung), von seiner Finanzierung (Lohnfortzahlung, 
öffentliche Beihilfe, Beteiligung des Arbeitnehmers), 
von seiner Dauer, von der Art seiner Durchführung 
und auch von der Frage, wie der Erfolg bzw. die 
Teilnahme kontrolliert wird (Mißbrauchsregelung). 
Zum andern werden nicht mehr Arbeitnehmer ihren 
Bildungsurlaub nehmen können, als an Bildungsein- 
richtungen jeweils vorhanden sind. Auch diese 
Frage hängt wiederum u. a. davon ab, welche Bil- 
dungsveranstaltungen von welchen Trägern im Ge- 
setz als förderungs würdig bezeichnet würden. Wei- 


terhin kann zur Zeit nicht festgestellt werden, in 
welchem Umfang die Arbeitnehmer überhaupt 
grundsätzlich bereit sind, an Veranstaltungen für 
berufliche oder staatsbürgerlich-politische Bildung 
teilzunehmen. 

Bei dem Versuch einer Schätzung der Kosten für die 
Lohn- bzw. Gehaltsfortzahlung muß man also von 
Unterstellungen ausgehen, Unterstellt man, daß den 
Bildungsurlaubsanspruch pro Jahr rund 10 ^/o der 
abhängig Beschäftigten in Anspruch nehmen wür- 
den, so wäre jährlich mit 2,2 Millionen „Bildungs- 
urlaubern" zu rechnen. Geht man von einem Bil- 
dungsurlaubsanspruch von zehn Arbeitstagen aus, 
so würde die Gewährung des Bildungsurlaubs zu 
rund 22 Millionen Ausfalltagen führen. Legt man 
für einen Arbeitstag je Arbeitnehmer durchschnitt- 
liche Arbeitskosten von 50 DM zugrunde, so beliefen 
sich die diesbezüglichen Kosten des Bildungsurlaubs 
•auf über 1 Milliarde DM. Bei einer Bruttolohn- und 
-gehaltssumme von 217,5 Milliarden DM im Jahre 
1966 bedeutete dies eine durchschnittliche Lohnstei- 
gerung um rund 0,5 '®/o für die Gesamtheit der Be- 
schäftigten und um knapp 5 ®/o für die 10 Vo „Bil- 
dungsurlauber". Zu dieser auf das obige Modell ab- 
gestellten theoretischen Berechnung ist allerdings 
zu bemerken, daß die geschätzten Kosten des Bil- 
dungsurlaubs nicht in vollem Umfang zusätzlich 
auf die Wirtschaft zukommen werden, da die bis- 
herigen Leistungen der Wirtschaft für denselben 
Zweck außer Betracht geblieben sind. 

2. Ausfall der Arbeitsleistung 

Eine Berechnung der Kosten, die durch die Freistel- 
lung von der Arbeit zum Zwecke der Teilnahme an 
Bildungsveranstaltungen der Wirtschaft entstehen 
würden, ist nicht möglich, da es an berechenbaren 
Größen fehlt. Selbst eine Schätzung der entspre- 
chenden Kosten wäre mit so vielen Unsidierheits- 
faktoren und Unterstellungen verbunden, daß die 
Ergebnisse einer solchen Schätzung praktisch nicht 
verwertet werden könnte; dies um so weniger, als 
vielfach der Produktionsausfall, der theoretisch 
durch die Freistellung einzelner Arbeitnehmer für 
kurze Zeit entstehen würde, durch arbeitsorgandsa- 
torische Maßnahmen des Betriebes ausgeglichen 
werden dürfte. Auch darf nicht übersehen werden, 
daß zumindest bei Teilnahme an beruflichen Fort- 
bildungslehrgängen der Lehrgangsteilnehmer nach 
Absolvierung des Lehrgangs in der Regel als quali- 
fiziertere Arbeitskraft der Wirtschaft wieder zur 
Verfügung steht. 

3. Kosten für zusätzliche Bildungseinrichtungen 

Die Frage, ob und ln welchem Umfang bei Einfüh- 
rung eines bezahlten Bildungsurlaubs die Einrich- 
tung neuer Bildungsveranstaltungen erforderlich 
würde, ließe sich erst beantworten, wenn Näheres 
über Art und Dauer des Bildungsurlaubs, den Kreis 
der Berechtigten sowie über die Kapazität der vor- 
handenen Bildungseinrichtungen bekannt ist. Es 
wird aber davon ausgegangen werden können, daß 
auch bei dem oben gebildeten Beispiel die Einrich- 
tung neuer Bildungsveranstaltungen in erheblichem 
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Umfang erforderlich sein würde. Generell kann ge- 
sagt werden, daß die Kosten für idie Einrichtung und 
Unterhaltung eines Lehrgangs von Fall zu Fall ver- 
schieden sind. So werden z. B. Einrichtungen zur 
Durchführung beruflich- theoretischer und staatsbür- 
gerlich-politischer Bildung andere Kosten verursa- 
chen als solche zur beruflich-praktischen Fortbil- 
dung, die vielfach Werkstätten oder Laboratorien 
zur Voraussetzung haben. 

Von verschiedenen Bildungsträgern eingeholte Aus- 
künfte und eigene Berechnungen an Hand vorhan- 
dener Unterlagen haben deshalb auch für die Kosten 
von Bildungseinrichtungen und -Veranstaltungen 
kein einheitliches Bild ergeben, vielmehr schwan- 
ken die Angaben für eine vierzehntägige Bildungs- 
veranstaltung bei einer Kapazität von maximal 25 
Teilnehmern pro Tag und Teilnehmer (ohne Unter- 
kunft und Verpflegung) zwischen 12,50 und 25 DM. 
Bei intematsmäßiger Unterbringung dürften sich die 
Kosten pro Tag und pro Teilnehmer um etwa 
20 DM erhöhen. 


Zur Situation im anderen Teil Deutschlands 

Im anderen Teil Deutschlands ist der Begriff „Bil- 
dungsurlaub“ zwar nicht bekannt und gebräuchlich, 
aber die auch im Arbeitsrecht verankerte „Freistel- 
lung von der Arbeit“ entspricht den Vorstellungen 
vom Bildungsurlaub. Hierbei ist Zu berücksichtigen, 
daß der Staat in den verschiedenein Formen des 
„sozialistischen Eigentums“ (volkseigene, halbstaat- 
liche, genossenschaftliche Betriebe) Arbeitgeber bei 
rund 89 Vo der mehr als 7,6 Millionen Arbeitneh- 
mern ist. 

Die „Freistellung von der Arbeit" steht im Zusam- 
menhang mit in der Bildungspolitik und in der Ar- 
beitspolitik im anderen Teil Deutschlands sehr aus- 
geprägten „Qualifizierung der Werktätigen“. Unter 
„Qualifizierung“ wird die Weiterbildung und Ver- 
vollkommnung beruflicher Kenntnisse und Fertig- 
keiten verstanden. Sie ist ein Bestandteil des „Ein- 
heitlichen sozialistischen Bildungssystems“ (Gesetz 
über das einheitliche sozialistisdie Bildungssystem 
vom 25. Februar 1965 §§ 2 und 35). 

Generell soll die berufliche Weiterbildung nach 
dem „Gesetzbuch der Arbeit" vom 12. April 1961 
(§ 77) außerhalb der Arbeitszeit erfolgen. Die Ein- 
führung der Fünf-Tage-Arbeitswoche, die auf dem 
VII. Parteitag der SED im April 1967 beschlossen 
und seit Ende August 1967 in die Praxis umge setzt 
worden ist, soll - — wie es in den offiziellen Ver- 
lautbarungen ausdrücklich bekundet wird — der 
beruflichen Weiterbildung dienen. 

Das „Gesetzbuch der Arbeit" (§ 77) sieht jedoch 
auch eine Freistellung von der Arbeit bei Gewäh- 
rung vom Ausgleich des Verdienstes vor. Eine Frei- 
stellung von der Arbeit erfolgt 

a) zur Teilnahme an Lehrgängen, zur politischen 
und fachlichen Weiterbildung sowie für Ausbil- 
dungs- und Qualifizierungsmaßnahmen, die im 
staatlichen Interesse liegen, soweit diese nicht 
außerhalb der Arbeitszeit durchgeführt werden 
können, 


b) zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen und Prü- 
fungen im Fern- und Abendstudium. 

Bei Freistellungen bis zur Dauer von 14 Tagen wird 
ein Ausgleich in Höhe des Durchschnittverdienstes 
gezahlt, bei längeren Freistellungen wird ein Aus- 
gleich in Höhe des Tariflohnes gewährt. Wenn Sti- 
pendien in Anspruch genommen werden, gilt diese 
Regelung nicht. 

Die Institution des Fernstudiums und des Abend- 
studiums an den Hochschulen und an den Fachschu- 
len (ist im Vergleich mit entsprechenden Bestrebun- 
gen im Bundesgebiet sehr weit entwickelt. Es gibt 
— nach dem Stand von 1966 — an den Hochschu- 
len neben 74 777 „Direktstudenten“ (die mit den 
ordentlichen Studierenden im Bundesgebiet ver- 
glichen werden können) 27 054 Studierende im Fern- 
studium und 3556 im Abendstudium Studierende. 
An den Fachschulen sind 52 854 Studierende zum 
Direktstudium und 43 571 Studierende zum Fern- 
studium sowie 23 171 Studierende zum Abendstu- 
dium zugelassen. Der weitaus größte Teil an den 
Hochschulen und Fachschulen zum Fernstudium und 
zum Abendstudium Zugelassenen ist berufstätig. 
Diese Studierenden werden (nach § 77 Abs. 2 b des 
„Gesetzbuches der Arbeit“) von der Arbeit freige- 
stellt. Die Freistellung beträgt bis zu 20 Arbeits- 
stunden wöchentlich. 

Eine spezielle Förderungseinrichtung seit Sommer 
1967 sind die an den Fachschulen bestehenden Son- 
derklassen zur Ausbildung „werktätiger Frauen" zu 
Ingenieuren, Ökonomen und Ingenieurökonomen. 
Soweit diese Frauen ein Direktstudium absolvieren, 
erhalten sie neben dem Stipendium (MDN 190 
monatlich) bis zu 80 % des bisherigen Durch- 
schnittsnettoverdienstes als Ausgleich. Beim Abend- 
und Fernstudium gibt es eine Freistellung von der 
Arbeit bis zu 20 Arbeitsstunden pro Woche. Diese 
Maßnahmen stehen im Zusammenhang mit den Be- 
mühungen um die Weiterqualifizierung der berufs- 
tätigen Frauen, mit der sich auch der VII. Parteitag 
der SED im April 1967 befaßte. 

Die besondere Aufmerksamkeit gilt der Weiterbil- 
dung von Lehrern und Erziehern des allgemeinbil- 
denden Schulwesens und der Berufsausbildung. Ein 
Zentralinstitut für Weiterbildung der Lehrer, Er- 
zieher und Schulfunktionäre ist im Herbst 1965 eiii- 
geriichtet worden. Die Weiterbildung geht in Form 
der Abordnung zu Lehrgängen oder in Form der 
Teilnahme am Fernstudium (Zusatzstudium) vor 
sich. Teilnehmern am Fernstudium pädagogischer 
Fachrichtung werden in der Regel keine „Abminde- 
rungsstunden" gewährt; jedoch können die Wochen- 
pflichtstunden auf fünf Unterrichtstage zusammen- 
gelegt werden, damit dem Fernstudenten ein voller 
Studientag zur Verfügung steht. Die zum Fernstu- 
dium gehörenden Seminarkurse, Lehrgänge und 
Prüfungen werden in der Regel in den Schulferien 
abgehalten I in den meisten Anordnungen über die 
Organisation des Fernstudiums als pädagogisches 
Zusatzstudium ist allerdings auch vorgesehen, daß 
die Teilnehmer am Lehrerfernstudium bis zu 14 
Tagen je Jahr von den Unterrichtspflichten freige- 
stellt werden können. 
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3. HAUPTTEIL 

Stellungnahme der Bundesregierung 


A. Zum Grundsätzlichen 

Die Bundesregierung nimmt zu der Frage, welche 
Folgerungen sie aus den im Beschluß des Deutschen 
Bundestages aufgeführten Entschließungen und Emp- 
fehlungen zu ziehen beabsichtigt, wie folgt Stellung: 

1. Bedeutung und Notwendigkeit der beruflichen 
und staatsbürgerlich-politischen Bildung 

Die Bundesregierung hat sich bereits mehrfach zur 
Bedeutung und Notwendigkeit der beruflichen Fort- 
bildung und der staatsbürgerlich-politischen Bildung 
in der heutigen Zeit bekannt, u. a. im Ausbildungs- 
förderungsbericht, im Bildungsplanungsbericht und 
im Jugendbericht. Sie ist nach wie vor der Auffas- 
sung, daß nach Kräften alles getan werden muß, um 
die Voraussetzungen zu schaffen, dem einzelnen 
die seiner Begabung, seiner Fähigkeit und seiner 
Bildungsbereitschaft entsprechende Bildung zukom- 
men zu lassen. 

1.1 

Das gilt in besonderem Maße für die berufliche 
Bildung, da von ihrem Stand nicht nur die berufliche 
und damit auch die soziale Stellung des einzelnen 
in unserer Leistungsgesellschaft abhängt, sondern 
ebenso das weitere Wachstum der Wirtschaft und 
der Wohlstand unseres Volkes. 

Kennzeichnend für die heutige Berufswelt ist die 
Dynamik der technischen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung. Durch fsie wird der Berufstätige laufend 
vor neue Anforderungen gestellt, denen er gewach- 
sen sein muß, will er sein berufliches Niveau halten 
oder verbessern. Ein ständige berufliche Fortbildung 
der Erwerbstätigen und eine verstärkte finanzielle 
Förderung der Fortbildung durch alle verantwort- 
lichen Stellen ist daher eine der wichtigsten wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitischen Forderungen 
und Aufgaben der Gegenwart und der Zukunft. 

Die Bundesregierung hat aus dieser Erkenntnis 
schon seit langem die erforderlichen Konsequenzen 
gezogen. Sie hat seit 1959 spezielle Programme zur 
Förderung der beruflichen Fortbildung entwickelt 
(Aufstiegsförderung, Leistungsförderung), in deren 
Kähmen sowohl Mittel zum Auf- und Ausbau sowie 
zur Ausstattung von Fortbildungseinrichtungen zur 
Verfügung stehen als auch Beihilfen an Lehrgangs- 
teilnehmer gezahlt werden. Hinsichtlich der Einzel- 
heiten dieser Programme sowie der bisherigen 
Durchführungsergebnisse wird auf den Ausbildungs- 
förderungsbericht (S. 51 ff.) und den Bildungspla- 
nungsbericht (S. 65 ff.) der Bundesregierung Bezug 
genommen. 


1.2 

Bei allen Bemühungen um die Fortbildung der Ar- 
beitnehmer spielt auch die staatsbürgerlich-politische 
Bildung eine hervorragende Rolle. Ein Mitdenken 
und Mithandeln der Bürger in politischen Fragen 
setzt ein gewisses Maß an Kenntnissen über poli- 
tische Zusammenhänge und über die Spielregeln 
eines demokratischen Gemeinwesens voraus. Ohne 
das Engagement einer möglichst großen Zahl ihrer 
Bürger kann eine demokratische Gesellschaft nicht 
gedeihen®). Die Bundesregierung hat daher seit 
langem der staatsbürgerlich-politischen Bildung in 
ihren vielfältigen Formen besondere Aufmerksam- 
keit geschenkt und die zu ihrer Förderung vor allem 
im Haushalt der Bundeszentrale für politische Bil- 
dung und des Bundesministeriums für Familie und 
Jugend bereitgestellten Mittel immer wieder erhöht. 

1.3 

Die berufliche Fortbildung der Akademiker durch 
Kontaktstudium soll nach den Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates, die auch die Bundesregienmg 
bejaht, den im Beruf stehenden Absolventen der 
wissenschaftlichen Hochschulen die Möglichkeit 
geben, ihre wissenschaftliche Bildung aufzufrischen 
und entsprechend dem Stand der Forschung zu 
ergänzen. Der Wissenschaftsrat hat sich dafür aus- 
gesprochen, daß sich die Hochschulen für diese Auf- 
gaben zur Verfügung stellen und daß entsprechende 
Ausbildungsmöglichkeiten geschaffen werden; aus- 
drücklich hat er dabei darauf hingewiesen, daß die 
für die berufliche Fortbildung schon bestehenden, 
sehr nützlichen Einrichtungen dadurch nicht be- 
einträchtigt werden sollen. 

Der Wissenschaftsrat hat davon abgesehen, detail- 
lierte Vorschläge für die Ausgestaltung des Kon- 
taktstudiums zu machen, weil er der Auffassung ist, 
daß zunächst alle Beteiligten in den verschiedenen 
Disziplinen und Berufsgruppen prüfen sollten, was 
erforderlich und möglich ist. Erst, wenn eine Ver- 
ständigung darüber erzielt sei, könne bestimmt wer- 
den, wie das Kontaktstudium im einzelnen gestaltet 
werden solle, 

Bisher sind Vertreter einzelner Disziplinen oder 
Berufsgruppen noch nicht mit Vorschlägen über In- 
halt und Form des Kontaktstudiums an die Öffent- 
lichkeit getreten. Es kann allerdings damit gerechnet 
werden, daß die Erfordernisse in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen und den damit verbundenen 
Berufen sehr unterschiedlich sind. 

Welche Rolle der Bildungsurlaub für den Bereich 
des Kontaktstudiums spielen könnte, läßt sich in- 
folge der noch offenen Fragen gegenwärtig nicht be- 
urteilen. 
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2. Ausbau der bestehenden Förderungsmaßnahmen 

Die Bundesregierung hat im Entwurf eines Arbeits- 
förderungsgesetzes, der vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung vorgelegt und inzwischen 
vom Kabinett verabschiedet wurde, den Ausbau 
und die Verbesserung der bisherigen individuellen 
und institutionellen Förderungsmöglichkeiten im 
Bereich der beruflichen Bildung vorgesehen. Hier- 
durch soll insbesondere die soziale Sicherheit der 
Teilnehmer an Bildungs Veranstaltungen weiter ver- 
bessert und deren Mobilität vergrößert werden. 

Die Bundesregierung ist derzeit ebenfalls bemüht, 
die Wirksamkeit der staatsbürgerlich-politischen 
Bildung in all ihren Formen zu überprüfen und zu 
verbessern. Wegen der großen Bedeutung hat sie 
daher trotz der begrenzten Haushaltsmöglichkeiten 
Mittel auch in der mittelfristigen Finanzplanung 
vorgesehen. 

3. Sonstige Aktivitäten der Bundesregierung im na- 
tionalen und internationalen Bereidi 

3.1 

Auch die Mitwirkung bei der Errichtung des Deut- 
schen Bildungsrates und die Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern in diesem Gremium unter- 
streicht die Bedeutung, die die Bundesregierung 
allen Fragen des Bildungswesens beimißt. Sowohl 
der Ausschuß für Finanzierungsfragen als auch der 
Strukturausschuß der Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrates befassen sich u. a. mit Fra- 
gen der Erwachsenenbildung und hier insbesondere 
auch mit der Neugestaltung der vielfältigen För- 
derungsmaßnahmen. 

3.2 

Angesichts der Bedeutung, die insbesondere die be- 
rufliche Fortbildung der Arbeitnehmer in der heuti- 
gen Zeit hat, erachtete es die Bundesregierung für 
zweckmäßig, die Aufnahme dieses Themas in die 
Arbeitsprqgramme der Kommission der EWG und 
des Regierungssozialausschusses des Europarats zu 
erwirken. 

a) Auf der Tagung des Ministerrats der EWG vom 
19. Dezember 1966 hat der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung vorgeschlagen, u. a. 
die Frage der Förderung des sozialen Aufstiegs 
der Arbeitnehmer durch berufliche Fortbildung 
in den Mittelpunkt der sozialpolitischen Zusam- 
menarbeit der Mitgliedstaaten zu stellen. Es 
steht zu hoffen, daß die im Rahmen dieses Pro- 
grammpunktes geplante Bestandserhebung wei- 
teren Aufschluß über die Förderungsmaßnahmen 
der einzelnen Mitgliedstaaten bringen wird®). 

Das Ergebnis der Untersuchung dürfte die Zu- 
sammenarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich 
der beruflichen Fortbildung verstärken und für 
die nationalen Planungen und Vorhaben von er- 
heblichem Nutzen sein. 

b) Auf Grund eines entsprechenden Vorschlages 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung beschloß der Ministerausschuß des Europa- 


rats, das Problem des sozialen Aufstiegs der 
Arbeitnehmer durch berufliche Fortbildung in 
das Arbeitsprogramm des Regierungssozialaus- 
schusses aufzunehmen. Auf der 22. Sitzung des 
Regierungssozialausschusses wurde zu diesem 
Thema ein Unterausschuß eingesetzt, dem auch 
ein deutscher Sachverständiger angehört. Der 
Unterausschuß wurde mit der Ausarbeitung 
eines Berichts betraut, in dem darzulegen ist, 
wie der soziale Aufstieg der Arbeitnehmer durch 
berufliche Fortbildung organisiert und verwirk- 
licht werden kann; ferner soll der Unteraus- 
schuß einen oder mehrere Entwürfe von Emp- 
fehlungen an die Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten vorlegen, in denen die Grundsätze für 
gemeinsame Maßnahmen niedergelegt sind und 
dlie Maßnahmen empfohlen werden, die für die 
Verwirklichung einer zwischenstaatlichen Zu- 
sammenarbeit zur Förderung des sozialen Auf- 
stiegs der Arbeitnehmer durch berufliche Fort- 
bildung erforderlich sind. 

Die Arbeiten des Unterausschusses werden in 
Kürze abgeschlossen sein. 


B. Zur Einführung eines Rechtsanspruchs 
auf Bildungsurlaub 

Die Bundesregierung steht allen Bemühungen, das 
Bildungsniveau allgemein anzuheben und das Bil- 
dungsinteresse des einzelnen zu aktivieren, positiv 
gegenüber. Sie wird daher auch nach Kräften und 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten bei der Erhöhung 
der Effizienz unseres Bildungswesens, insbesondere 
des beruflichen Bildungswesens, mit allen anderen 
verantwortlichen Stellen Zusammenarbeiten. 

1. Die Bundesregierung ist aber der Auffassung, 
daß die gesetzliche Einführung eines Anspruchs 
auf bezahlten Bildungsurlaub zur Zeit nicht in 
Betracht gezogen werden kann. Die wirtschaft- 
liche Situation läßt es nicht zu, die Wirtschaft 
oder den Staatshaushalt in absehbarer Zeit mit 
zusätzlichen Kosten zu belasten, die hierdurch 
entstehen würden. Wenn auch nicht exakt gesagt 
werden kann, welche Kosten für die Lohn- bzw. 
Gehaltsfortzahlung und für evtl. Produktions- 
ausfall entstehen würden,, so handelt es sich 
doch — nach den oben wiedergegebenen Berech- 
nungen — um Größenordnungen, die die Ein- 
führung eines generellen gesetzlichen Anspruchs 
auf bezahlte Freistellung von der Arbeit für 
Zwecke der beruflichen Fortbildung und der 
staatsbürgerlich-politischen Bildung der Arbeit- 
nehmer vorerst nicht zulassen. Wie bereits im 
1. Hauptteil unter C. im einzelnen dargelegt 
wurde, gibt es auch weder in den Mitglied- 
staaten der EWG noch in anderen Staaten der 
westlichen Welt eine derartige gesetzliche Rege- 
lung. 

2. Die Bundesregierung ist jedoch bereit, im Ver- 
lauf der parlamentarischen Beratung des von ihr 
eingeb rächten Entwurfs eines Arbeitsförderungs- 
gesetzes und des von der Fraktion der SPD ein- 
gebrachten Entwurfs eines Arbeitsmarkt-Anpas- 
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sungsgesetzes die Frage der Einführung eines 
Anspruchs auf unbezahlten Bildungsurlaub zu 
prüfen. Dabei verkennt sie nicht die Bedeutung, 
die der Regelung des Bildungsurlaubs in kollek- 
tivvertraglichen, insbesondere tarifvertraglichen 
Vereinbarungen zukommt. Auch die Entschlie- 
ßung auf der 49. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz sowie die Empfehlungen des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung halten nicht 
die gesetzliche Regelung für die einzig mögliche 
Lösung, sondern beziehen auch tarifvertragliche 
Regelungen ein. 


Anmerkungen 
Baden -Württemberg: 

Gesetz über die Erteilung von Sonderurlaub an 
Mitarbeiter in der Jugendpflege und Jugendwohl- 
fahrt vom 13. Juli 1953 (GBl. S. 110); 

Bayern: 

Gesetz über Sonderurlaub für Jugendleiter vom 
29. April 1958 (GVBl. S. 57); 

Bremen: 

Gesetz über Sonderurlaub für ehrenamtlich in der 
Jugendarbeit tätige Personen vom 25. April 1961 
(GBl. S. 84); 

Hamburg : 

Gesetz über Sonderurlaub für Jugendgruppenleiter 
vom 28. Juni 1955 (GVBl, S. 241); 


Hessen: 

Gesetz über Sonderurlaub für Jugendleiter vom 28. 
März 1951 (GVBl. S. 15); 

Niedersachsen: 

Gesetz über die Arbeitsbefreiung für Zwecke der 
Jugendpflege und des Jugendsports vom 29. Juni 
1962 (GVBl. S. 74); 

Rheinland-Pfalz: 

Landesgesetz über die Erteilung von Sonderurlaub 
an Jugendgruppenleiter in der Jugendpflege vom 
12. November 1953 (GVBl. S. 131); 

Saarland: 

Gesetz Nr. 759 über Sonderurlaub für in der Jugend- 
pflege ehrenamtlich tätige Personen vom 8. Juni 
1962 (ABI. S. 481). 

2) Zur Zeit wird u. a. darüber diskutiert, ob im Hinblick 
darauf, daß der Anteil des theoretischen Wissens in 
der Berufsausbildung zunimmt, die Zahl der Unter- 
richtsstunden von 8 auf mindestens 12 pro Woche 
erhöht werden soll; vgl. dazu auch den Bildungspla- 
nungsbericht der Bundesregierung. 

®) Vgl. Protokoll über die 39, Sitzung des Ausschusses 
für Arbeit S. 12. 

^) Nach dem Gesetz Nr. 25 vom 19. Januar 1955 sind 
Lehrlinge zum Besuch des ergänzenden Berufsschul- 
unterrichts verpflichtet. Die hierfür verwendeten Stun- 
den gelten als Arbeitsstunden und werden bei der 
Arbeitszeit mitgerechnet. 

5) Vgl. hierzu im einzelnen den Bildungsplanungsbericht 
und den Jugendbericht der Bundesregierung. 

®) Vgl. hierzu 1. Hauptteil, C, Ziff. 1.6. 
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überblidk einer Auswertung von tariflichen Regelungen des Bildungsurlaubs 
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Angestellte 

alle Arbeitnehmer 

beschränkte Zahl von Arbeitnehmern 

Stammarbeiter 

Betriebsräte 

Ünfallvertrauensleute 

Gewerkschaftsmitglieder mit besonderen 
Funktionen 

24 

teuer- und säurefeste 











Industrie 

1,3 


X 

X 






25 

Metallindustrie 

60,7 

X 






X 


26 

Metallindustrie 

11,2 


X 





X 


27 

Schrottaufbereitungs-, 











Abbruch- und Abwrack- 











betriebe 

3,1 

X 


X 






28 

Abbruch- und Abwrack- 

s lfd 










betriebe 

Nr. 27 

X 


X 






29 

Graveur-, Galvaniseur- und 











Gürtlergewerbe 

16,0 

X 


X 






30 

kunststoffverarbeitende 











Industrie 

8,4 

X 


X 






31 

kunststoffverarbeitende 











Industrie 

2,1 


X 

X 






32 

graphisches Gewerbe 

67,0 

X 


X 






33 

Bundesdruckerei 

*) 

X 


X 






34 

Bundesdruckerei 

*) 


X 

X 






35 

Schreinerhandwerk 

18,6 

X 


X 






36 

Wagen- und Karosserie- 











baue rhandwerk 

0,1 

X 





X 



37 

Pinselindustrie 

0,3 

X 





X 



38 

Polstermöbel- und 











Matratzenindustrie 

10,0 

X 


X 






39 

Holzwirtschaft 

1,7 

X 





X 



40 

Schreinerhandwerk 

3,0 

X 





X 



41 

holzverarbeitende Industrie . 

1,7 

X 





X 



42 

Kistenhersteller 

3,0 

X 





X 



43 

Sägeindustrie 

52,1 

X 





X 



44 

Modellbauerhandwerk .... 

1,1 

X 


X 






45 

Holzindustrie und holzver- 











arbeitendes Handwerk . . 

78,0 

X 



X 


X 



46 

Kistenindustrie 

0,2 

X 



X 


X 






X 



X 


X 



X 


X 



X 


X 



X 


X 



X 


X 

X 

X 



X 



X 


X 



X 


X 



X 


X 

X X 

X 



X 

X 



X 

X 

X J 



X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 



X 


X 

X 




X 

X 




X 

X 



X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 



X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 


X 


26 



X 


XXX 


X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X X 

X 

X 

X 

X X 


X 

X 

X 

X 

X 



X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X X 

X 

X 



X 

X 

XXX 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 


to 


X X X 

X X 


X 

X 

XXX 

X 

X 



X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 



Tarifvertragsparteien 


Gewerkschaften 

CD M 
fU: 

öffentliche Körperschaften, j 

Fachverbände u. dgl. 

» 'S 

. unbestimmt 

i 

o 

p 

p 

Lehrgang 

< 

O 

g? 

H fD 

Schulung 

Kursus 

1 fr 

p p 

StudienfahrtZ-wanderung 

3 c: 

CQ 3 
tQ 

sonstige Veranstaltungen 


unter einer Woche je Jahr 

ö 

fu 

eine Woche je Jahr 

< ^ 
s s 

zwei Wochen je Jahr 

drei Wochen je Jahr 

£ 

3 CT> 

Crt 

£ s 

vier Wochen je Jahr 

tQ p 

unbestimmt 

cn 

ohne Entgeltfortzahlung j 


mit Entgeltfortzählung 

Fortzahlung der Sozialversicherungsbeiträge 

! O 

in 

O 

3 

<1 

Ersatz der Fahrkosten durch den Arbeitgeber 

i-j 

o 

Beteiligung des Arbeitgebers an den Kosten 

3 

3 

Übernahme weiterer Kosten durch die 
Sozialpartner 


des Arbeitgebers 

o p 

3 5: 

des Arbeitnehmers 

w 3* 

2. 

der Gewerkschaft 

2 ^ 

3 

rechtzeitige Beantragung / Vereinbarung 


Berücksichtigung betrieblicher Belange 

3 2. 

r 

r-f- 

Verbot der Anrechnung auf den 

Erholungsurlaub 

Beteiligung der Betriebsvertretung 


Einschaltung der Tarifvertragsparteien 
bei Streitigkeiten 


I 


X X 


Verpflichtung der Tarifpartner, Freistellungen 
für Bildungszwecke im Einzelfall zu regeln 
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Drudcsadie V/2345 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Wirtschaftsbereiche 


Erfaßte 

Arbeit- 

nehmer 


Begünstigter 

Personenkreis 






d 






0, 


d 




(D 


S 




o 


OJ 

ö 




.Q 


’S 

Xi 




S 






a3 


d 



<0 



§ 



"i 


0, 

s 




d 

s 

Xi 

ü 

N 

0} 

0, 

0) 

Cü 

d 

cd 

j£ 

fö 

’S 

s 

‘53 

’S 

«d 


n d 
’D o 

’S 

<■ 

d 

•6 

CA 

fd 

e 

s 

(d 

lA 

Xi 

‘C 

> 

‘cd 

'S 

U 

i'a 


.Q 


w 


ü s 


Zwedc der Bildungs- 
veranstaltung 


47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 


Wagner- und Karosserie- 
bauerhandwerk 

Holzgewerbe 

holzverarbeitende Industrie . 

milchbe- und verarbeitende 
Betriebe 

Kaffeemittelindustrie 

Erfrischungsgetränke- 
industrie und -handlungen 

Mühlenbetriebe 

Brot- und Backwarenindustrie 

Brauereien 

Fleischwarenindustrie 

Zuckerindustrie 

Stepp- und Daunendecken- 
industrie 

Kürschnerhandwerk 

Bekleidungshandwerk ®) .... 

Abbruchgewerbe 

Säureschutzindustrie 

Säureschutzindustrie 

Bodenlegerhandwerk 

energiewirtschaftliche 
Unternehmen 

Gas-, Wasser- und Elektri- 
zitätsunternehmen 

Gas-, Wasser- und Elektri- 
zitätsunternehmungen 

genossenschaftlicher Groß- 
und Außenhandel 

Einzelhandel 

Einzelhandel 


1,5 

1,5 

0,8 

1,8 

0,7 


X 

X 


X 

X 


X 


1.7 X 
0,6 X 

1.5 X X 

1.6 X 
1,9 X 

2.8 


1.8 X 

5.8 X 

*) X 

s. lfd. 

Nr. 27 X 

9,5 X 

1,0 

6,0 X 


X 


13,2 X X 

1,5 X 

1,8 X 

3,0 X X 

3,0 X X 

110,0 X X 


X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 

X 

X 


X 

X 

X 


X 


X 


X X 

X X 

X X 

X X 
X 

X 

X 

X 

X 

X 

X X 

X 

X 

X 

X 

X 
X 
X 

X 

X 


X 


X 


X 

X 

X 


X 

X 


X 

X 

X 


X 


X 


X X 


X 


X 


X 

X 

X 


X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


X 


X 

X 

X 

X 


28 



XXX 


XXX 

XXX 


XXX X X 
XXX 


X XXX XX XXXXX 


X X 

X X X X XXX 


XXX 

XXX 

XXX X X 


XXX 

X XX 

X X X X X 


XX XXX 

X XX 

X XXX X 


X XX 


X X 


X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 


XXX 

XXX 

XXX 


XXX 


XXX X XXX 


XXX 

XXX 


Tarifvertragsparteien 


Gewerkschaften 

a H 

CD 

öffentliche Körperschaften, 

Fachverbände u. dgl. 

5I 

unbestimmt 

C 

a 


CQ — 

Lehrgang 

< 

CD 

Schulung 

w cD 

1 s 

Kursus 

- 5 

StudienfahrtZ-wanderung 

CQ 

CQ 

sonstige Veranstaltungen 


unter einer Woche je Jahr 

ü 

fU 

eine Woche je Jahr 


zwei Wochen je Jahr 

£ a 

s 2 

drei Wochen je Jahr 


vier Wochen je Jahr 

CQ p 

unbestimmt 

cn 

ohne Entgeltfortzahlung 


mit Entgeltfortzahlung 

0 

VJ 

Fortzahlung der Sozialversicherungsbeiträge 

CD 

P 

< 

Ersatz der Fahrkosten durch den Arbeitgeber 

CD 

n 

CD 

Beteiligung des Arbeitgebers an den Kosten 

P 

P 

Übernahme weiterer Kosten durch die 
Sozialpartner 

CQ 

des Arbeitgebers 

< >-1 

0 a 
a g. 

des Arbeitnehmers 

sj. 

der Gewerkschaft 

s s 

rechtzeitige Beantragung ( Vereinbarung 


Berücksichtigung betrieblicher Belange 


Verbot der Anrechnung auf den 

Erholungsurlaub 

Beteiligung der Betriebsvertretung 

Einschaltung der Tarifvertragsparteien 
bei Streitigkeiten 

Verpflichtung der Tarifpartner, Freistellungen 
für Bildungszwecke im Einzelfall zu regeln - 
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Drucksache V/2345 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


s 

3 


Wirtschaftsbereiche 


Erfaßte 

Arbeit- 

nehmer 


Begünstigter 

Personenkreis 







G 






£ 


1=1 




OJ 

/ö 


OJ 




Ö 


s 




o 


Ä 




(U 


OJ 

ö 




xa 


'S 

-e 




S 


< 




0) 


G 



! 

'Ö 





'S 


a3 

S 

> 



(ü 


2 

(0 



(fl 

a 

S 

'S 

Ö 

N 

ÜJ 


OJ 

CU 

3 

cd 

C/l 

<0 _ 

'S 

M 

'S . 
xa 

ifd 

in 

13 OJ 

pg 

< 

t/i 

Ol 

1 

^ ' 

(0 

w 

xa 

’S 

0) 

> 

'S 

Cfl C 

O 

t-l 'l-t 

i 

X! 

i 



5 

Ü tx 


Zv>reck der Bildungs- 
veranstaltung 


71 

Brennstoffhandel 

1,6 X X 

X 


X 

X 

72 

genossenschaftlicher Groß- 







und Außenhandel 

6,0 X X 

X 


X 

X 

73 

Roh st off ge werbe 

0,9 X X 

X 


X 

. X 

74 

Verkehrsgewerbe 

2,3 X 

X 


X 

X 

75 

Verkehrsgewerbe 

6,5 X 

X 


X 

X 

76 

Textilindustrie 

16,3 X 

X 


X 

XX X 

77 

Textilindustrie 

25,6 X X 

X 


X 

X 

78 

papiererzeugende Industrie . 

64,2 X 

X 

X 

X 

X 

79 

Zigarettenindustrie 

3,2 X X 

X 


X 

X 


Die Zahlen beziehen sich auf den einzelnen Wirtschaftsbereich, nicht auf die gewerkschaftlich organisierten Arbeit- 
nehmer. 


2) Der Tarifvertrag läßt entweder ganz oder zumindest teilweise offen, welchem Ziel die Bildungsmaßnahme dienen 
soll. 

3) Im Tarifvertrag ist eine Freistellung von der Arbeit lediglich empfohlen worden. 

*) Zahlen liegen zur Zeit nicht vor. 


30 



X 


X X 


X X 


X X 


X X X X X 
XX XXX 


X 


X X 


X X X X X 

XXX XX 

X XX 


X 


X 


X X X X 


X X 


>c 

X X 


X X 


X 

X 


Tarif v^ertragsparteien 

Gewerkschaften 

öffentliche Körperschaften, 
Fachverbände u. dgl. 

unbestimmt 


Lehrgang 

Schulung 

Kursus 

StudienfahrtZ-wanderung 


sonstige Veranstaltungen 


unter einer Woche je Jahr 
eine Woche je Jahr 
zwei Wochen je Jahr 
drei Wochen je Jahr 


vier Wochen je Jahr 
unbestimmt 


ohne Eutgelifortzahlung 
mit Entgeltfortzahlung 

Fortzahlung der Sozialversicherungsbeiträge 
Ersatz der Fahrkosten durch den Arbeitgeber 

Beteiligung Jes Arbeitgebers an den Kosten 

Übernahme weiterer Kosten durch die 
Sozialpartner 


des Arbeitgebers 
des Arbeitnehmers 
der Gewerkschaft 


rechtzeitige Beantragung / Vereinbarung 
Berücksichtigung betrieblicher Belange 


Verbot der Anrechnung auf den 
Erholungsurlaub 


a 

H 

a> 



d: 

ro 

CQ 

Q 

K 


d 


d 


CQ 





< 


a> 


Q 

d 

Bezei 


3- 

P 

d 

d 

CQ 


O 

d 

a> 


(D 


£ ^ 

C/) i~j 

S W 

d a 
d d 
CQ 

Cd 

cn 


I 


d 

d 

CQ 


§ 1 ; 

<* 


CD 


•g N 
d 




Beteiligung der Betriebsvertretung 


Ein Schaltung der Tarifvertragsparteien 
bei Streitigkeiten 


Verpfiiditung der Tarifpartner, Freistellungen 
für Bildungszwecke im Einzelfall zu regeln 
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